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1 PLANUNGSANLASS

1.1 Ziel und Zweck der Planung/Grundzuge

Mit dem Bebauungsplan soil die vorhandene Gebietsstruktur gesichert und erhalten werden.

Das Plangebiet ist zwar Oberwiegend bebaut, dennoch kommt es durch Abriss von Nebenan-
lagen, Umnutzung von Hauptgebauden oder Bebauung von derzeitigen Freiflachen auch
heute noch zu einer Reihe von Baubegehren. Dabei werden oftmals grofle GrundstOcke geteilt
und baulich verdichtet. Alte Hauser werden abgerissen und durch gr011ere Neubauten ersetzt.
In der Praxis hat sich herausgestellt, dass die Vorschriften des § 34 BauGB zum Bauen im
Innenbereich nicht allein ausreichen, urn einer das Ortsbild beeintrachtigenden massiven Ver-
dichtung entgegenzuwirken.
Mit dem Bebauungsplan soil daher em n einheitlicher stadtebaulicher Rahmen fOr die Beurtei-
lung von Baugesuchen geschaffen werden. Dabei soli die Kleingliedrigkeit des Gebietes er-
halten und nicht durch grollformatige Bauten beeintrachtigt werden. In unmittelbarer Nahe zu
den offentlichen Straflen sollen zur Bewahrung des Ortsbildes keine Garagen oder sonstige
Nebenanlagen errichtet werden, an die in der Regel keine hohen gestalterischen Anforderun-
gen gestellt werden.

Auf die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung ist verzichtet worden, da der Schwerpunkt
des Bebauungsplans auf die Einhaltung bestimmter Maflobergrenzen gerichtet ist.

Damit liegt em n einfacher Bebauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 3 BauGB vor. Die Art der
baulichen Nutzung richtet sich nach § 34 BauGB.

1.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Gebiet des Bebauungsplane Nr. 24 befindet sich im zentralen Ortsbereich der Gemeinde
Ostseebad Ahrenshoop.

Der raumliche Geltungsbereich wird ortlich begrenzt:
Im Nordosten: durch das Hotel „Kunstlerquartier Seezeichen"
Im SOdosten: durch die Dorfstrafle
Im SOdwesten: durch die Strafle „Am Strom"
Im Nordwesten: durch den landseitigen Dunenfull

Das Plangebiet befindet sich in der Flur 1 Gemarkung Ahrenshoop und hat eine Grafle von
ca. 3,0 ha.

2 AUFSTELLUNGSVERFAHREN

2.1 Voraussetzung fur das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB

Die Gemeindevertretung hat am 21.10.2010 beschlossen, den Bebauungsplan Nr.24 im be-
schleunigten Verfahren nach den Vorschriften des § 13a BauGB (Bebauungsplane der Innen-
entwicklung) aufzustellen.

Nach § 13a BauGB kann em n Bebauungsplan fOr die Wiedernutzbarmachung von Flachen, die
Nachverdichtung oder andere Magnahmen der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren ohne DurchfOhrung einer Unnweltprufung aufgestellt oder geandert werden. Die grundsatz-
lichen Anwendungsvoraussetzungen fur das beschleunigte Verfahren sind bei der Aufstellung
des Bebauungsplans Nr. 24 daher gegeben. Da sich das Plangebiet innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils im Sinne des § 34 BauGB befindet, kann das Aufstellungsverfah-
ren nach § 13a BauGB durchgefOhrt werden.
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zulassige Grundflache

Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm
eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Grafle der Grundfla-
che von insgesamt weniger als 20.000 m2 festgesetzt wird, wobei die Grundflachen mehrerer
Bebauungsplane, die in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang
aufgestellt werden, mitzurechnen sind.
Bel zulassigen Grundflachen von 20.000 m2 bis weniger als 70.000 m2 1st eine Oberschlagige
PrOfung dahingehend vorzunehmen, ob erhebliche Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

I m Plangebiet ktinnen folgende Grundflachen realisiert werden:

Teilflache Summe der em-
zelnen Baugrund-
stOcksflachen

GRZ zulassige
Grundflache

zwischen der StraRe „Am
Strom" und „Kirchnersgang"

12.274 m2 0,3 3.682 m2

zwischen der StraRe „Kirch-
nersgang" bis Zufart „Strand-
halle

7.017 m2 0,3 2.105 m2

zwischen der Zufahrt zur
Strandhalle und dem Hotel
„KOnstlerquartier`

3.275 m2 0,35 1.146 m2

gesamt: 6.933 m2

Tab. 1: Berechnung der erzielbaren Grundflachen im Plangebiet

Die zulassige Grundflache von 6.933 m2 unterschreitet den Schwellwert von 20.000 m2 deut-
lich. Die Mtiglichkeiten der Oberschreitung der zulassigen Grundflache nach § 19 Abs.4 Satz
2 und 3 BauNVO bleiben dabei aufler Betracht,

Weitere Bebauungsplane, die in einem engen sachlichen oder raumlichen Zusammenhang
stehen, sind derzeitig nicht in Aufstellung.

UrnweltvertraglichkeitsprOfung

Das beschleunigte Verfahren 1st ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulas-
sigkeit von Vorhaben begrundet wird, die einer Pflicht zur DurchfOhrung einer Umweltvertrag-
lichkeitsprOfung nach dem Gesetz Ober die UmweltvertraglichkeitsprOfung (UVPG) oder nach
Landesrecht unterliegen.

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung. KOnftige Vorha-
ben mussen sich an den durch die vorhandene Bebauung vorgepragten Rahmen halten. Die
vorhandene Bebauung besteht Oberwiegend aus Wohngebauden, Ferienhausern, Beherber-
gungsbetrieben und sonstigen gewerblichen Einrichtungen. UVP-pflichtige Vorhaben wOrden
sich bei Anwendung des § 34 BauGB nicht in die Eigenart der naheren Unngebung einfOgen.
Durch den Bebauungsplan wird daher nicht die Zulassigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben
beg rOndet.
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Gebiete von Gemeinschaftlicher Bedeutung

Das beschleunigte Verfahren 1st auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte kir eine Beein-
trachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten SchutzgOter (Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europaischen Vogelschutzgebiete) bestehen.

Das FFH-Gebiet „Darfler Schwelle" (DE 1540-302) befindet sich ca. 150 m westlich des Plan-
gebietes in Richtung Ostsee. Ca 400 m Ostlich des Plangebietes liegt das Europaische Vogel-
schutzgebiet „Vorpomnnersche Boddenlandschaft und nbrdlich Strelasund" (DE1542-401). Bei
dem Bebauungsplan Ni. 24 handelt es sich urn einen einfachen Bebauungsplan, der nur das
Nutzungsmall und Oberbaubare Flachen festsetzt. Zuk0nftige Vorhaben mOssen sich bei An-
wendung des § 34 BauGB an den durch die bestehenden Nutzungen vorgepragten Rahmen
halten. Eine weitere Ausdehnung der Bebauung in Richtung der Schutzgebiete 1st durch das
bestehende Straflensystem im Osten und das Kustenschutzgebiet im Westen ausgeschlos-
sen. Planungsziel 1st vorrangig die Beibehaltung und Begrenzung des bestehenden Nutzungs-
mafles. Eine Beeintrachtigung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung bzw. der Euro-
paischen Vogelschutzgebiete kann ausgeschlossen werden.

2.2 Verfahrensablauf (beschleunigtes Verfahren)

Die Gemeindevertretung hat am 21.10.2010 beschlossen, den Bebauungsplan Ni. 24 im be-
schleunigten Verfahren nach den Vorschriften des § 13a BauGB aufzustellen.

Die Offentlichkeit konnte sich in der Zeit vom 13.10.2014 bis zum 14.11.2014 im Amt
Darfl/Fischland, Chausseestr. 68a, 18375 Born, Ober die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie
die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und sich wahrend dieser Zeit zur
Planung auflern.

Die Unterrichtung der Offentlichkeit wurde durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln in
der Zeit vom 26.09.2014 bis zum 27.10.2014 ortsOblich bekannt gemacht (§ 13a Abs. 3 Satz
1 Ni. 2 BauGB).

Gleichzeitig wurde bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren
ohne DurchfOhrung einer UmweltprOfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soil (§
13a Abs. 3 Satz 1 Ni. 1 BauGB)

Parallel mit der frOhzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit werden die Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange mit Schreiben vom 02.10.2014 urn Stellungnahme zum Vorentwurf
gebeten.

Am 20.07.2017 ist der Entwurf des Bebauungsplans von der Gemeindevertretung gebilligt und
zur &fentlichen Auslegung bestimmt worden.

Die EntwOrfe des Plans und der Begrundung wurden nach § 13 Abs. 2 Ni. 2 Halbsatz 2 in
Anwendung des § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.08.2017 bis zum 29.09.2017 zu Jeder-
manns Einsichtnahme offentlich ausgelegt. Die offentliche Auslegung 1st durch Aushang an
den Bekanntmachungstafeln in der Zeit vom 18.08.2017 bis zum 01.09.2017 ortsublich be-
kanntgemacht.
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Da der Planentwurf nach der offentlichen Auslegung geandert worden ist, lagen der 2. Entwurf
des Plans und die Begrundung dazu nach § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB erneut in der Zeit vom
09.07.2018 bis zum 10.08.2018 zu Jedermanns Einsichtnahme offentlich aus. Dabei ist be-
stimmt worden, dass Stellungnahmen nur zu den geanderten oder erganzten Teilen abgege-
ben werden konnten (§ 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB). Gleichzeitig sind die auszulegenden Unter-
lagen ins Internet eingestellt worden und waren auf der Homepage des Amtes Darfl-Fischland
unter www.ahrenshoop.darss-fischland.de abrufbar. Die offentliche Auslegung ist durch Aus-
hang an den Bekanntmachungstafeln in der Zeit vom 21.06.2018 bis zum 06.07.2018 sowie
im Internet unter www.ahrenshoop.darss-fischland.de ortsOblich bekanntgemacht worden. Mit
Schreiben vom 17.07.2018 wurden die von den Plananderungen beruhrten Behorden und
sonstigen Trager offentlicher Belange erneut beteiligt.

Der der Planentwurf nach der erneuten offentlichen Auslegung geandert wurde, lag er erneut
in der Zeit vom 28.09.2020 bis zum 30.10.2020 zu Jedermanns Einsichtnahme Offentlich aus.
Gleichzeitig werden die auszulegenden Unterlagen ins Internet eingestellt. Die Offentliche Aus-
legung ist durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln in der Zeit vom 11.09.2020 bis zum
06.10.2020 sowie im Internet unter www.ahrenshoop.darss-fischland.de ortsOblich bekannt-
gemacht worden. Die von den Anderungen ber0hrten Behorden und sonstigen Trager &fent-
licher Belange wurden erneut beteiligt.

Am 16.12.2021 hat die Gemeindevertretung die eingegangenen Stellungnahmen geprOft und
abgewogen und den Satzungsbeschluss Ober den Bebauungsplan Nr. 24 gefasst.

3 PLANUNGSGRUNDLAGEN

3.1 Planungsrechtliche Grundlagen und Vorgaben iibergeordneter Planungen

Grundlagen des Bebauungsplanes und des Aufstellungsverfahrens sind insbesondere:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober
2015 (BGBI. I S. 1722) geandert worden ist

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
November 2017 (BGBI. IS. 3786).

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509) geandert worden
ist.

• Landesbauordnunq Mecklenburg-Vorpommern (LBau0 M -V) vom 15. Oktober 2015
(GVOBI. M -V 2015 S. 344)

• Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburq-Vorpommern (KV M -V) vom 13. Juli
2011 (GVOBI. M -V 2011, S.777)

Erlauterung zur Anwendung des BauGB

Die Gemeinde hat am 26.10.2010 den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 24
gefasst und das Planverfahren damit formal eingeleitet. Gemall den allgemeinen Oberleitungs-
vorschriften in § 233 BauGB werden Verfahren nach diesem Gesetz, die vor Inkrafttreten einer
Gesetzesanderung fOrmlich eingeleitet worden sind, nach den bisher geltenden Rechtsvor-
schriften abgeschlossen, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 1st mit gesetzlich
vorgeschriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens nach nicht begonnen worden, konnen
diese auch nach der neuen Gesetzesfassung durchgefOhrt werden.
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Wahrend des bisherigen Aufstellungsverfahrens hat es eine Vielzahl von BauGB-Anderungen
gegeben. Urn die Planung nicht standig an eine neue Gesetzeslage anpassen zu massen, soil
das Verfahren nach dem Stand des BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober
2015 (BGBI. I S. 1722) geandert worden ist, zu Ende gefuhrt werden.
Zu prOfen ist dennoch, ob neben den allgemeinen Oberleitungsvorschriften in § 233 BauGB
besondere Oberleitungsvorschriften in der Historie der BauGB-Anderungen existieren, die die-
ser Verfahrenswiese entgegenstehen. So bestimmt die Uberleitungsvorschrift aus Anlass des
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Stadtebaurecht und zur Starkung des
neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 04.Mai 2017, BGBI. I S. 1057 in § 245c BauGB,
dass Verfahren, die fOrmlich vor dem 13.Mai 2017 eingeleitet worden sind, nur dann nach der
vor dem 13. Mai 2017 geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen werden konnen, wenn die
frOhzeitige Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager bffentlicher Belange nach § 4
Abs. 1 Satz 1 BauGB vor dem 16.Mai 2017 eingeleitet worden ist.

Die Behorden und sonstigen Trager Offentlicher Belange sind erstmalig am 02.10.2014 im
Verfahren beteiligt worden. Damit kann die bisherige Fassung des BauGB fur das Aufstel-
lungsverfahren weiter angewendet werden. Weitere spezielle Oberleitungsvorschriften enthalt
das BauGB nicht.

Planunterlage

Ursprungliche Planunterlage fur den Bebauungsplan ist der Bestandplan ([age- und Hohen-
plan) mit Flurstucksgrenzen, vom 20.05.2011 des VermessungsbOros Stefan Reiche,
Schwarzer Weg 1c, 18190 Sanitz.

Lagebezug: S 42/83 GK
Hohenbezug: DHHN 92 (Ang. in m ü. NHN)

Zwischenzeitlich ist der [age- und Hohenplan durch Auszuge aus dem Automatisierten Lie-
genschaftskataster (ALKIS) erganzt worden. Das betrifft insbesondere die Aktualisierung des
Gebaudebestandes und der FlurstOcksgrenzen.

Der Stand des Liegenschaftskatasters ist der 07.07.2020

3.2 Vorgaben tibergeordneter Planungen

Ziele der Raumordnunq

Nach dem Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommem liegt die Gemeinde
Ostseebad Ahrenshoop in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus (Tourismusraum). In den Tou-
rismusraumen soil deren Eignung, Sicherung und Funktion kir Tourismus und Erholung be-
sonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der Abwagung mit anderen raumbedeut-
samen Planungen, Magnahmen und Vorhaben besonders zu berOcksichtigen. Die bereits in-
tensiv genutzten Bereiche der AuflenkOste und der Inseln sollen in ihrer Aufnahmekapazitat
behutsam weiterentwickelt werden.
Magnahmen der qualitativen Verbesserung und Differenzierung bestehender Beherbergungs-
kapazitaten sowie Magnahmen mit dem Ziel der Saisonverlangerung haben dart eine hohere
Bedeutung als eine quantitative Ausweitung.

Nach dem Regionalen Raumentwicklungsprogramms Vorpommem liegt die Gemeinde Ost-
seebad Ahrenshoop in einem Tourismusschwerpunktraum. In den Tourismusschwerpunktrau-
men stehen die Verbesserung der Qualitat und der Struktur des touristischen Angebotes sowie
MafInahmen der Saisonverlangerung im Vordergrund. Das Beherbergungsangebot sail in sei-
ner Aufnahmekapazitat nur behutsam weiterentwickelt und erganzt werden.
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Die planerische Grundlage fur die Tourismusentwicklung sollen regional abgestinnmte Touris-
muskonzepte bilden.
Weiterhin ist die Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop touristischer Siedlungsschwerpunkt und
nimmt daher besondere touristische Versorgungsaufgaben mit technischer, sozialer und kul-
tureller Infrastruktur zur Gasteversorgung wahr.

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 24 werden die vorgenannten Ziele der Raum-
ordnung nicht beruhrt. Auch wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 24 nicht die
Zulassigkeit von raumbedeutsamen Vorhaben begrOndet.

Flachennutzungsplan

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln.
Im Flachennutzungsplan sind fOr das Plangebiet Wohnbauflachen nach der allgemeinen Art
der baulichen Nutzung dargestellt. Darstellungen zum MaR der baulichen Nutzung sind nicht
getroffen worden. Da der Bebauungsplan auRer Verkehrsflachen und GrOnflachen im Wesent-
lichen nur Festsetzungen zum Mall der baulichen Nutzung und zu den Oberbaubaren Grund-
stOcksflachen trifft, kann der Bebauungsplan aus dem FNP entwickelt werden. Gemeinbe-
darfseinrichtungen sind in Wohnbauflachen zulassig, so dass auch die festgesetzte bffentliche
Toilettenanlage aus dem FNP entwickelt ist.

3.3 Angaben zum Bestand

3.3.1 Stadtebauliche Ausgangssituation und Umgebung

Das Plangebiet befindet sich im zentralen Bereich, innerhalb des im Zusammenhang bebauten
Ortsteils der Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop. Es grenzt im Westen unmittelbar an den land-
seitigen DOnenfuR und im Osten an die Dorfstralle.

3.3.2 Nutzung und Bebauung

Das Plangebiet ist nahezu vollstandig bebaut. Vorherrschende Hauptnutzungsarten sind das
Wohnen und das Ferienwohnen. SOdlich der Stralle Kirchnersgang befindet sich die Kurver-
waltung, eine Praxis fOr Physiotherapie und die Geschaftsstelle einer Immobilienfirma. Im
nbrdlichen Plangebiet ist die „Galerie alte Schule" ansassig sowie die „Strandhalle" Ahrens-
hoop.

Im nOrdlichen Teil des Plangebietes ist eine Aparthotelanlage, bestehend aus fOnf Einzelge-
bauden, als Teil des benachbarten Hotels „KOnstlerquartier Seezeichen Ahrenshoop" mit einer
gemeinsamen Tiefgarage errichtet worden.

Im Plangebiet befinden sich sowohl Einzel- als auch Doppelhauser.

3.3.3 Kustenschutzgebiet „Ahrenshoop Ortslage"

Das Plangebiet liegt gernall Fachplan „KOstenschutz AuRenkuste Fischland" innerhalb des
Kustenschutzgebietes „Ahrenshoop Ortslage". Das KOstenschutzgebiet umfasst alle Bereiche
300 m landseitig der Mittelwasserlinie zwischen KOstenkilometer F 180,08 und F 181,29. Mit
dem Fachplan „Kustenschutz AuRenkuste Fischland" liegt em n Konzept fOr die mittelfristige Ge-
wahrleistung des KOstenschutzes an der AullenkOste des Fischlandes vor. Die Kustenschutz-
strategie sieht dabei eine Stabilisierung der Kustenlinie, die in diesem KOstenabschnitt rOck-
gangig ist, in ihrem gegenwartigen Verlauf vor.

Die KOstenschutzgebiete stellen im Sinne der Raumordnung Vorbehaltsgebiete dar, in denen
die Nutzung mit den Belangen des Kustenschutzgebietes vereinbar sein mOssen.
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In den KOstenschutzgebieten bedUrfen Ober den Bestandsschutz hinausgehende Magnahmen
an baulichen Anlagen und der Bau neuer baulicher Anlagen einer Ausnahmegenehmigung der
fOr den K0stenschutz zustandigen Wasserbehorde (§ 136 Abs. 3 LWaG).

Eine landseitige Ruckverlagerung von KOstenschutzanlagen und eine lnanspruchnahme von
Grund und Boden Dritter ist nicht vorgesehene. Aufgrund dieser KOstenschutzstrategie sind
im KOstenschutzgebiet „Ahrenshoop Ortslage" Flachen ausgrenzbar, die auch bei langfristiger
Betrachtung mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht fur Belange des Keistenschutzes in Anspruch
genom men werden nnOssen.
FOr diese Flachen besteht daher die MOglichkeit der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen
von den geltenden Verboten. Im Klistenschutzgebiet „Ahrenshoop Ortslage" gilt dies fOr alle
Flachen, die landseitig der durch folgende Koordinaten (Gaul?-KrOger 42/83; 3° Streifen, Ellip-
soid Krassowski) bestimmten Linie liegen:

Beginn: KUstenkilometer F 180,080 Hochwert, 6028363,02 Rechtswert: 4527054,88
Ende: KUstenkilometer F 181,290 Hochwert: 6029122,20 Rechtswert: 4527984,58

Die durch o.a. Koordinaten bestinnmte Linie ist im Bebauungsplan als Bauverbotslinie darge-
stellt. Fur unmittelbar hinter der SturmflutschutzdOne bzw. direkt vor dem Deich liegenden Fla-
chen ist die Erteilung von Ausnahmen nicht moglich, weil langfristig eine ROckverlegung der
Sturmflutschutzdune und Verstarkung der Deiche nicht ausgeschlossen werden kann. Das
betrifft alle Flachen seewarts der im Bebauungsplan dargestellten Bauverbotslinie. Die im Be-
bauungsplan festgesetzten Baugrenzen nehmen auf die Bauverbotslinie Rucksicht.

FOr die im Bebauungsplan festgesetzte offentliche Toilettenanlage ist eine Sonderbeurteilung
erfolgt. Sie ist als Ersatz des vorhandenen, aus den 70er Jahren stammenden massiven Toi-
lettenhauschens vorgesehen. Sie ist an gleicher Stelle, etwas grOger und in der Funktionalitat
verbessert, neu errichtet werden. Aus funktionellen und eigentumsrechtlichen Grunden ist der
jetzige Standort beibehalten werden. Ein weiteres landseitiges Verschieben der Toilettenan-
lage war aufgrund von baurechtlichen Abstandsflachen nicht mOglich.

3.3.4 Soziale, verkehrliche und stadttechnische Infrastruktur

3.3.4.1 Soziale lnfrastruktur

Soziale Infrastruktureinrichtungen sind im Gebiet nicht vorhanden.

3.3.4.2 Verkehrliche lnfrastruktur

Das Plangebiet ist Ober die Dorfstrafle, die Stage „Am Strom" und den Kirchnersgang ausrei-
chend verkehrlich erschlossen.

3.3.4.3 leitungsgebundene lnfrastruktur

Das Gebiet ist gasseitig vollstandig erschlossen. Im Gehwegbereich auf der Westseite der
Dorfstrage, in der Strafle Am Strom und im Kirchnersgang sind Gas Niederdruckhauptleitun-
gen verlegt worden. Dar-Ober hinaus gibt es zahlreiche Hausanschlussleitungen im Plangebiet.

Die Stromversorgung ist fur das Plangebiet ebenfalls sichergestellt. Entlang der Dorfstrage
sind Mittelspannungskabel verlegt. Auflerdem befinden sich im Plangebiet zahlreiche Nieder-
spannungskabel zur Versorgung der einzelnen Haushalte und gewerblichen Nutzungen.

Der Abwasserzweckverband halt Schmutzwasserleitungen, jedoch keine Offentlichen Leitun-
gen fur die Ableitung von Niederschlagswasser von den GrundstOcken vor.

Anlagen der Telekommunikation sind befinden sich im Bereich der offentlichen Stragen.
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3.3.5 Eigentumsverhaltnisse

Das Plangebiet umfasst Oberwiegend FlurstOcke, die sich in Privateigentum befinden. Die an-
grenzenden &fentlichen Stragen befinden sich in Eigentum der Gemeinde.

4 PLANUNGSINHALTE

4.1 Mall der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl

Bei Festsetzung des Mages der Nutzung im Bebauungsplan ist stets die Grundflachenzahl
(GRZ) oder die Grundflache der baulichen Anlagen (GR) festzusetzen.
Da der Bebauungsplan Regelungen zum Mall der baulichen Nutzung treffen soil, ist eine der
beiden Alternativen festzusetzen. Da bereits im Bestand unterschiedlich groge Gebaude vor-
handen sind und auch die GrundstOcksgrOgen stark voneinander abweichen, ist die GRZ im
Bebauungsplan festgesetzt worden. Dadurch kOnnen die zulassigen BaukOrper besser an die
unterschiedlich grogen Grundstacke angepasst werden.

Die Grundflachenzahl gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter Grund-
stOcksflache zulassig sind (§ 19 Abs. 1 BauNVO). Die Grundflache ist der Anteil des Bau-
grundstOcks, der von baulichen Anlagen Oberdeckt werden darf (§19 Abs. 2 BauNVO). FOr die
Ermittlung der GRZ ist die Flache des BaugrundstOcks maggebend, die hinter der im Bebau-
ungsplan festgesetzten Stragenbegrenzungslinie liegt. Aus diesem Grunde sind fOr die im
Plangebiet vorhandenen Verkehrsflache Stragenbegrenzungslinien festgesetzt worden. Dort
wo keine Stragenbegrenzungslinien festgesetzt wurden, weil die Stragen selbst augerhalb des
Plangebietes liegen, ist die Flache des BaugrundstOcks maggebend, die hinter der tatsachli-
chen Stragengrenze liegt.

Nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die sich aus der festgesetzten GRZ errechnete zulas-
sige Grundflache durch die Grundflachen von

o Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten
o Nebenanlagen im Sinne des § 14
o bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das BaugrundstOck le-

diglich unterbaut wird
urn bis zu 50 % Oberschritten werden. Das bedeutet, dass bei einer festgesetzten GRZ von
0,3 eine GesanntOberbauung durch Hauptgebaude, Nebenanlagen und Stellplatzen von 0,45
und bei einer GRZ von 0,35 von 0,525 zulassig ist. Im Bebauungsplan konnen hiervon abwei-
chende Bestimmungen getroffen werden, wie nachfolgend erlautert.

Zur Festsetzung der GRZ ist im Rahmen der Erarbeitung des 1. Entwurfs des Bebauungsplans
bereits der Ist-Zustand ermittelt worden. Die Ermittlung des ist-Zustandes bezuglich des Uber-
bauungsgrades der GrundstOcke beschrankte sich dabei auf die vorhandenen Haupt- und Ne-
bengebaude. Im Ergebnis der Untersuchungen ist im Bebauungsplan eine GRZ von 0,3 und
fOr den nOrdlichen Abschnitt (zwischen der Zufahrt zur „Strandhalle" und dem Hotel „Seezei-
chen") eine GRZ von 0,35 festgesetzt worden. Die Moglichkeit der Oberschreitung der festge-
setzten GRZ urn 50% fur die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genannten Anlagen (Garagen und
Stellplatze, Nebenanlagen, GrundstOcksunterbauungen) wurde dabe.i eingeraumt. Zusatzlich
wurde eine Sonderregelung fur Tiefgaragen getroffen, wonach eine Uberschreitung bis zu ei-
ner GRZ von 0,6 fOr diese Anlagen zugelassen wurde. Rechtsgrundlage hierfur ist § 19 Abs.
4 Satz 3 BauNVO, wonach im Bebauungsplan abweichende Regelungen fOr die in o.g. Anla-
gen getroffen werden kOnnen. Im Rahmen der Erarbeitung des 3. Entwurfs des Bebauungs-
plans ist eine erneute PrOfung der Bestandssituation vorgenonnmen worden.
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Dies war erforderlich, weil einerseits Stellungnahmen aus der Offentlichkeit eingegangen wa-
ren, die die festgesetzten GRZ-Werte als nicht auskOmmlich bezeichnet hatten und anderer-
seits einige Neubauvorhaben realisiert wurden. Die Auswertung der jeweiligen Grundstucks-
Oberbauungen erfolgte auf der Grundlage aktueller Auszuge aus dem Amtlichen Liegen-
schaftskatasterinformationssystem (ALKIS) insbesondere zu den aktuellen Flurstucksgrenzen
und dem Gebaudebestand. Weiterhin wurden Luftbilder und eine eigene Fotodokumentation
ausgewertet.

Erfasst wurde die Grundflachen der Hauptbaukorper, der Nebengebaude (Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO die Gebaude sind) sowie sonstige Flachenbefestigungen, die in die
Berechnung der GRZ einflieflen (ebenerdige, nicht Oberdachte Terrassen, Stellplatze und Zu-
wegungen, Grundstuckszugange, sonstige Flachenbefestigungen). Das Ergebnis 1st in der
nachfolgenden Tabelle dargestellt. Dabei wurde die GRZ, die sich aus der Grundflache der
Hauptbaukorper im Verhaltnis zur Grundstucksgr011e errechnet, der festgesetzten und damit
zulassigen GRZ gegenthergestellt. Im zweiten Schritt wurden die Grundflachen der Haupt-
baukorper und der Nebengebaude erfasst und mit der Grundstucksgrolle ins Verhaltnis ge-
setzt. In diesem Berechnungsschritt sollte geprOft werden, ob die sich aus den Grundflachen
der HauptbaukOrper und der Nebengebaude errechnete GRZ bereits zu einer Uberschreitung
der zulassigen GRZ einschliefIlich der MOglichkeit der Oberschreitung nach § 19 Abs. 4 Satz
2 fuhrt. Im letzten Schritt wurden die sonstigen Flachenbefestigungen, die keine Gebaude sind
(Stellplatze mit Zufahrten, Hauszugange, ebenerdige Terrassen) hinzugerechnet.

BaugrundstOck

Flurstiicke Flache des

Baugrundstucks (m2)

Grundflache der Haupt-

gebaude (m2)

GRZ

Hauptgebaude

GR Z

zulassig

Grundflache Haupt- und

Nebengebaude (m2)

GRZ Haupt- und

Nebengebaude

sonst. befestigte Flachen

(Stellplatze, Zuwegun-

gen, Fuflwege, m2)

GRZ gesamt

GRZ gesamt zulassig

D orfstraR e  6 b 1 7 8 3 6 4 7 5 0 , 2 0 , 3 8 6 0 , 2 4 3 2 0 , 3 2 0 , 4 5

D orfstraR e  6 1 7 0 4 4 8 1 3 7 0 , 3 0 , 3 2 0 3 0 , 4 5 1 0 7 0 , 6 9 0 , 4 5

Dorfstra lle  6a 6 7 / 2 ,  6 8 4 3 6 9 6 0 , 2 2 0 , 3 1 1 0 0 , 2 5 1 1 6 0 , 5 2 0 , 4 5

D orfstraR e  6 c/

Kirchnersgang
2 b

6 6 / 1 , 6 7 / 1 ,

5 5 / 2

4 2 5 1 1 9 0 , 2 8 0 , 3 1 2 2 0 , 2 9 9 4 0 , 5 1 0 , 4 5

D orfstraR e  8 6 9 4 7 7 1 0 1 0 , 2 1 0 , 3 1 5 6 0 , 3 3 - 0 , 3 3 0 , 4 5

Dorfstrage 10 7 0 / 3 5 0 4 9 9 0 , 2 0 , 3 1 3 8 0 , 2 7 - 0 , 2 7 0 , 4 5

DorfstraRe 12a 7 1 / 8 ,  7 1 / 9 4 1 4 1 2 8 0 , 3 0 , 3 1 4 3 0 , 3 5 1 1 5 0 , 6 2 0 , 4 5

D orfstraR e  1 2 7 1 /6 ,  7 1 /1 1 ,

7 3 / 1 ,  7 0 / 1 ,

7 0 /2 ,  7 1 /1 0

4 2 3 1 1 2 0 , 2 6 0 , 3 1 1 2 0 , 2 6 9 8 0 , 5 0 , 4 5

Kirchnersgang 4 5 4 / 1 4 7 9 1 3 8 0 , 2 9 0 , 3 1 5 5 0 , 3 2 1 9 3 0 , 7 3 0 , 4 5

Kirchnersgang
2 a

5 5 / 1 3 6 2 9 0 0 , 2 5 0 , 3 1 0 4 0 , 2 9 1 9 0 , 3 4 0 , 4 5

Kirchnersgang 2 4 8 1 . 2 9 3 1 4 9 0 , 1 2 0 , 3 1 9 2 0 , 1 5 6 5 0 0 , 6 5 0 , 4 5

Kirchnersgang 1 7 7 1 . 4 4 4 1 6 0 0 , 1 1 0 , 3 1 6 0 0 , 3 7 3 4 0 , 4 0 , 4 5

Am S trom 7 a 5 0 ,  5 1 / 1 7 7 2 2 1 6 0 , 2 8 0 , 3 2 1 6 0 , 2 8 1 5 8 0 , 4 8 0 , 4 5

Am S trom 7 5 1 / 2 1 . 1 5 6 2 9 1 0 , 2 5 0 , 3 2 9 1 0 , 2 5 3 1 4 0 , 5 2 0 , 4 5

Am S trom 6 5 2 / 2 ,  5 3 / 1 7 2 4 8 0 0 , 1 1 0 , 3 1 5 2 0 , 2 1 2 4 9 0 , 5 5 0 , 4 5

Am S trom 5 5 8 / 1 5 3 5 1 5 8 0 , 3 0 , 3 1 7 5 0 , 3 3 1 4 0 0 , 5 9 0 , 4 5
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Baugrundstick

Flurstiicke

Flache des

Baugrundsticks (m2)

Grundflache der Haupt-

gebaude (m2)

GRZ

Hauptgebaude

GR Z

zulassig

Grundflache Haupt- und

Nebengebaude (m2)

GRZ Haupt- und

Nebengebaude

sonst. befestigte Flachen

(Stellplatze, Zuwegun-

gen, FuRwege, m2)

GRZ gesamt

GRZ gesamt zulassig

Am Strom 3 ,  3a 1 7 3 ,  1 7 5 ,

1 6 6 ,  1 6 7 / 6 ,

1 6 7 / 2 ,

1 6 7 / 1 0 ,

1 6 7 / 9 ,

1 6 7 / 8 ,

1 6 7 / 7 ,

1 6 5 / 6 ,

1 6 5 / 4 ,

1 6 5 / 5 ,

1 6 5 / 7 ,

1 6 7 / 4 ,

1 6 7 / 5

1 . 4 0 7 2 9 0 0 , 2 1 0 , 3 3 2 9 0 , 2 3 4 2 2 0 , 5 3 0 , 4 5

Am S trom 1 1 7 2 6 9 7 1 4 5 0 , 2 1 0 , 3 2 2 6 0 , 3 2 2 8 2 0 , 7 3 0 , 4 5

Dorfstrafle  14 7 8 1 . 5 8 0 2 3 1 0 , 1 5 0 , 3 2 3 1 0 , 1 5 1 3 5 0 , 2 3 0 , 4 5

Dorfstralle  16a 7 9 / 3 9 2 0 1 6 3 0 , 1 8 0 , 3 2 4 9 0 , 2 7 3 2 0 0 , 6 2 0 , 4 5

Dorfstra lle  16 8 0 / 4 1 . 0 9 4 1 5 1 0 , 1 4 0 , 3 1 5 1 0 , 1 4 2 2 8 0 , 3 5 0 , 4 5

Dorfstrafle  16b 7 9 / 5 1 . 7 4 5 4 8 4 0 , 2 8 0 , 3 5 0 6 0 , 2 9 3 4 8 0 , 4 9 0 , 4 5

gesamt: 17.699 3.613 0,2 0,3 4.207 0,24 4.054 0,47 0,45

Dorfstrafle 18,
1 8 a,  1 8 b,  2 0 ,

2 0 a ,  2 0 b

8 1 / 1 ,  8 7 / 1 ,

8 6 / 1 , 8 5 / 1 ,

8 4 ,  8 3 / 1 ,

8 2 / 1 ,  9 1 / 3

2 . 6 3 3 9 3 1 0 , 3 5 0 , 3 5 1 . 3 6 0

( H a u p t -

g e -

b a u c l e

p l u s

T i e f g a -

r a g e )

0 , 5 2 5 4 9 0 , 7 3 0 , 5 2 5

Tab. 2: Ermittlung der Grundflachen und Grundflachenzahlen

im Ergebnis der Ermittlungen kann Folgendes festgestellt werden:
Die festgesetzten GRZ-Werte von 0,3 und 0,35 sind Mr die HauptbaukOrper ausreichend. Auf
keinem Baugrundstuck wird die festgesetzte GRZ durch die Hauptbaukorper Oberschritten.
Auch die Nebengebaude bewegen sich innerhalb des Rahmens, der durch die MOglichkeit der
Oberschreitung der GRZ urn 50% vorgegeben ist. Damit werden die Untersuchungen zum 1.
Entwurf des Bebauungsplans bestatigt. Die genehmigte Tiefgarage unter dem nOrdlichen Bau-
feld fuhrt ebenfalls nicht zu einer Oberschreitung der zulassigen GRZ von 0,35 zuziiglich der
OberschreitungsmOglichkeit um 50%, weil em n Groateil der Tiefgarage unterhalb von Haupt-
baukOrpern liegt, die aber bereits auf die GRZ angerechnet werden.

Anders stellt sich die Situation bei den Stellplatzen mit ihren Zufahrten, den ebenerdigen Ter-
rassen und den sonstigen Flachenbefestigungen dar. Hier werden die zulassigen Grundfla-
chen oft deutlich Oberschritten. Oberwiegend handelt es sich zwar nicht urn volistandig versie-
gelte Oberflachen, sondern eher urn wasserdurchlassige Flachenbefestigungen wie Kieswege
oder Rasengittersteine, dennoch sind sie bei der Ermittlung der zulassigen Grundflachen mit-
zuzahlen.

Seite - 12 -



Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop • Bebauungsplan Ni. 24 „Kirchnersgang" • Begrundung 3. Entwurf

Unter Ber0cksichtigung der vorangegangenen Erlauterungen werden im Bebauungsplan fol-
gende Regelungen getroffen:

Es bleibt bei der Festsetzung der Grundflachenzahlen von 0,3 bzw. 0,35 im nOrdlichen Bau-
feld. Damit werden alle bestehenden Haupt- und Nebengebaude, einschlieglich der Tiefga-
rage, erfasst.

Die festgesetzten GRZ-Werte, die letztendlich Ausdruck der Oberbauung von GrundstOcken
sind, liegen damit noch unterhalb der Vergleichswerte fur z.B. allgemeine Wohngebiete nach
§ 4 BauNVO von 0,4.

Eine Oberschreitung der festgesetzten GRZ durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO genann-
ten Anlagen wird zugelassen. Damit wird der Regelfall in den Bebauungsplan Obernommen.

FOr Stellplatze und Zufahrten, sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, die keine
Gebaude sind (ebenerdige, nicht Uberdachte Terrassen, Wege und Aufenthaltsflachen) wird
von der Ermachtigung des § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO Gebrauch gemacht. FOr diese Anlagen
wird eine Uberschreitung bis zu einer Grundflache zugelassen, die sich aus einer GRZ von
0,75 errechnet. Dies stellt das absolute Hochstmafl dar und darf nicht welter 0berschritten
werden. Auflerdem ist die Ober das Mall von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO hinausgehende
Grundflache an die Voraussetzung gebunden, dass die genannten Anlagen in einer luft- und
wasserdurchlassigen Bauweise (Rasengittersteine, wassergebundene Kiesdecke u.ä.) herge-
stellt werden. Jegliche wasserundurchlassigen Flachenbefestigungen sind unzulassig.

Diese Vorschrift ist erforderlich, well der Abwasserzweckverband keine offentlichen Leitungen
fOr auf den Baugrundst0cken anfallendes Niederschlagswasser vorhalt. daher muss das Nie-
derschlagswasser ortlich zur Versickerung gebracht werden. Wasserdurchlassige Flachenbe-
festigungen kOnnen dabei einen GrofIteil des Regens direkt aufnehmen und speichern, wovon
der Hauptteil ins Grundwasser gelangt.

HOhe baulicher Anlagen/Bezugsebene

Die HOhe baulicher Anlagen ist inn Bebauungsplan durch die Bestimmung der Trauf- und First-
hohen festgesetzt worden. Auch hier sind im Rahmen der Erarbeitung des 1. Entwurfs des
Bebauungsplans zunachst die vorhandenen Trauf- und Firsthohen im Plangebiet ermittelt wor-
den. Grundlage hierfur war die vermessungstechnische Aufnahme der Gebaudehbhen im amt-
lichen Lage- und HOhenplan aus dem Jahre 2011. Zwischenzeitlich sind weitere Bauvorhaben
u.a. als Ersatz far Bestandsgebaude hinzugekommen. Die Untersuchungen wurden im Rah-
men der Erarbeitung des 3. Entwurfs des Bebauungsplans daher aktualisiert. Neben den An-
gaben zu den GebaudehOhen in m u. NHN wurden die Angaben zu den Gebaudehbhen Ober
Strafle bzw. Gehweg erganzt. Hierzu wurden die Hohenangaben aus dem anntlichen Lage-
und Hbhenplan zur Oberkante der nachstgelegenen Fahrbahn bzw. des nachstgelegenen
Gehwegs herangezogen. Die Zufahrt zur Strandhalle, die keine bffentliche Verkehrsflache,
sondern Bestandteil der anliegenden GrundstOcke ist, wurde bei der Bestimmung der Gebau-
dehOhen den &fentlichen Verkehrsflachen gleichgesetzt. Gleiches gilt fur die im Bebauungs-
plan festgesetzte Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Fuflgangerbereich/Saisonpark-
platz, die ebenfalls der Erschlieflung eines Baugrundstacks dient (Text 1.4). F0r die Neubau-
vorhaben, die nicht im amtlichen Lage- und Hbhenplan erfasst sind, wurden die Angaben zu
Trauf- und FirsthOhen in m U. NHN aus dem Bauantrag herangezogen und die auf dem jewei-
ligen BaugrundstOck vorhandenen Gelandehohen hinzuaddiert. Die Ergebnisse wurden mit
den im Bebauungsplan festgesetzten Hbchstwerten verg lichen. Bei der Traufhbhe wurde be-
rOcksichtigt, dass fur rohrgedeckte Gebaude eine um 0,2 m hbhere TraufhOhe zugelassen
wurde. Das Ergebnis ist in nachfolgender Tabelle ablesbar.
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BaugrundstOck

FlurstOcke

Traufhohe in m Ober

NHN

Firsthithe in m OberNHN

Hohe Gehweg/Strafle in

' m Ober NHN

TraufhOhe in m Ober

StraBe

zulassige Traufhohe in m

Ober &mile

Firsthithe in m Ober

Strafe

zulassige Firsthithe in m

Ober Strage

Dorfstrafle  6b 1 7 8 4 , 0 0 6 , 2 4 1 , 0 1 2 , 9 9 4 , 0 0 5 , 2 3 9 , 7 0

D orfstraf le  6 1 7 0 4 , 7 3 9 , 4 0 0 , 9 5 3 , 7 8 3 , 8 0 8 , 4 5 9 , 7 0

Dorfstrafle  6a 6 7 / 2 ,  6 8 4 , 7 3 9 , 4 0 0 , 9 3 3 , 8 0 3 , 8 0 8 , 4 7 9 , 7 0

Dorfstrafle 6c/
Kirchnersgang 2b

66/1,  67/1,  55/2 6 , 1 5 7 , 6 5 1 , 4 8 4 , 6 7 3 , 8 0 6 , 1 7 9 , 7 0

D orfstraf le  8 6 9 4 , 9 2 1 0 , 6 2 1 , 4 7 3 , 4 5 3 , 8 0 9 , 1 5 9 , 7 0

Dorfstrafle  10 7 0 / 3 4 , 2 8 8 , 4 3 0 , 9 5 3 , 3 3 4 , 0 0 7 , 4 8 9 , 7 0

Dorfstrafle 12a 7 1 / 8 ,  7 1 / 9 4 , 6 2 9 , 2 6 1 , 4 7 3 , 1 5 4 , 0 0 7 , 7 9 9 , 7 0

Dorfstrafle  12 71/6, 71/11, 73/1, 70/1,
7 0 / 2 ,  7 1 / 1 0

4 , 2 8 8 , 4 3 1 , 5 5 2 , 7 3 4 , 0 0 6 , 8 8 9 , 7 0

Kirchnersgang 4 5 4 / 1 5 , 2 6 9 , 9 5 1 , 4 0 3 , 8 6 3 , 8 0 8 , 5 5 9 , 7 0

Kirchnersgang 2a 5 5 / 1 3 , 5 4 7 , 1 3 1 , 5 6 1 , 9 8 4 , 0 0 5 , 1 5 9 , 7 0

Kirchnersgang 2 4 8 4 , 9 1 9 , 4 6 1 , 2 6 3 , 6 5 4 , 0 0 8 , 2 0 9 , 7 0

Kirchnersgang 1 7 7 5 , 5 0 1 0 , 0 0 1 , 3 2 4 , 1 8 4 , 0 0 8 , 6 8 9 , 7 0

Am S trom 7 a 5 0 ,  5 1 / 1 5 , 2 2 1 1 , 1 0 1 , 4 1 3 , 8 1 4 , 0 0 9 , 6 9 9 , 7 0

Am S trom 7 5 1 / 2 4 , 6 6 1 2 , 3 2 0 , 9 6 3 , 7 0 4 , 0 0 1 1 , 3 6 9 , 7 0

Am S trom 6 5 2 / 2 ,  5 3 / 1 4 , 4 8 7 , 9 7 0 , 9 3 3 , 5 5 4 , 0 0 7 , 0 4 9 , 7 0

Am S trom 5 5 8 / 1 5 , 2 6 1 0 , 9 0 1 , 2 0 4 , 0 6 4 , 0 0 9 , 7 0 9 , 7 0

Am S trom 3 167/10, 167/9, 167/7,
165/6, 165/7, 167/4, 167/5

4 , 8 8 1 0 , 8 4 1 , 0 5 3 , 8 3 4 , 0 0 9 , 7 9 9 , 7 0

Am S trom 3 a 167/6, 166, 173, 175,
165/5, 165/4, 167/2, 167/8,

5 , 2 4 1 1 , 2 0 1 , 0 5 4 , 1 9 4 , 0 0 1 0 , 1 5 9 , 7 0

Am S trom 1 1 7 2 3 , 8 7 7 , 3 1 1 , 0 4 2 , 8 3 4 , 0 0 6 , 2 7 9 , 7 0

Dorfstrafle  14 7 8 4 , 6 5 9 , 3 3 1 , 3 0 3 , 3 5 4 , 0 0 8 , 0 3 9 , 7 0

Dorfstralle  16a 79/3,  79/4,  80/3 4 , 9 2 1 0 , 0 6 1 , 3 7 3 , 5 5 3 , 8 0 8 , 6 9 9 , 7 0

Dorfstrafle  16 8 0 / 4 6 , 0 1 1 1 , 0 0 2 , 0 0 4 , 0 1 4 , 0 0 9 , 0 0 9 , 7 0

Dorfstrafle 16b 7 9 / 5 4 , 9 6 1 1 , 3 8 2 , 0 0 2 , 9 6 3 , 8 0 9 , 3 8 9 , 7 0

Dorfstra lle  18 8 1 / 1 5 , 4 2 1 0 , 6 7 1 , 7 4 3 , 6 8 3 , 8 0 8 , 9 3 9 , 7 0

Dorfstralle 18a,
18b, 20, 20a, 20b

87/1, 86/1, 85/1, 84, 83/1,
8 2 / 1 ,  9 1 / 3

5 , 7 3 1 1 , 8 9 1 , 7 4 3 , 9 9 3 , 8 0 1 0 , 1 5 9 , 7 0

Tab. 3: Ermittlung der Trauf-  und Firsthdhen

Ergebnisse:

TraufhO hen

Als Traufhohe wird der Schnittpunkt der aufgehenden Auflenwand mit der Dachhaut bezeich-
net. Im Bebauungsplan ist eine TraufhOhe von 3,80 m, bei rohrgedeckten Gebauden von 4,00
m festgesetzt. Der Grund hierfur liegt in einem grOfleren Dachaufbau von Rohrdachern, der
eine groflere TraufhOhe erfordert. Unterer Bezugspunkt ist die Hohenlage des Gehwegs, so-
weit kein Gehweg vorhanden ist, die Hohenlage der Oberkante Fahrbahn der angrenzenden
anbaufahigen und zur Grundstuckserschlieflung dienenden Verkehrsflache. Eine TraufhOhe
von 3,80 m bzw. 4,00 m erscheint angemessen und ausreichend, urn auch die Dachraume der
Gebaude zweckentsprechend nutzen zu konnen. Von den 30 untersuchten Bestandsgebau-
den haben 18 Gebaude TraufhOhen von weniger als 3,80 m / 4,00 m. Drei Gebaude Ober-
schreiten die zulassige TraufhOhe nur urn wenige Zentimeter. Weitere 7 Gebaude Oberschrei-
ten die festgesetzte TraufhOhe urn bis zu 19 cm. Devon befinden sich 5 Gebaude auf einem
Baugrundstuck im nOrdlichen Baufeld oberhalb einer Tiefgarage. Lediglich zwei Gebaude (emn
Doppelhaus) Oberschreiten die festgesetzte TraufhOhe wesentlich, und zwar urn 0,87 m.
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Bei Beibehaltung der festgesetzten Traufhohen im Bebauungsplan ist es daher erforderlich,
Ausnahmen zu normieren. So sind im Text 1.2 Ausnahmen von der festgesetzten Traufhahe
zugelassen worden. Zwar dOrfen gem. Art. 14 Abs. 1 Grundgesetz (GG) bestehende Gebaude,
die nach frOher gOltigem Recht rechtmaRig errichtet wurden erhalten und weiter genutzt wer-
den, dennoch mOssten sie sich bei Verlust an die Festsetzungen des Bebauungsplans halten
und kannten ggf. nicht mehr in der ursprOnglichen Form wiedererrichtet werden. Urn die Ge-
baude auch nach Erloschen des Bestandsschutzes in der ursprOnglichen Form wiedererrich-
ten zu 'carmen, sind die entsprechenden Ausnahmen im Text 1.2 festgesetzt worden. DarOber
hinaus ist eine Hartefallregelung getroffen warden, wonach geringfOgige Oberschreitungen der
festgesetzten Trauf- und FirsthOhen als Ausnahme auf alien BaugrundstOcken zugelassen
werden kannen. Mit „geringfOgig" ist einMaR gemeint, welches nicht graller als 1 % der fest-
gesetzten Trauf- und Firsthohen ist. Damit werden sowohl Bestandgebaude erfasst, die die
festgesetzte Traufhohe nur geringfOgig Oberschreiten als auch Neubauvorhaben, deren Trauf-
hahe nur wenige cm Ober den zulassigen Werten liegt. Rechtsgrundlage ist § 16 Abs. 6
BauNVO, wonach im Bebauungsplan nach Art und Umfang bestimmte Ausnahmen von dem
festgesetzten Mall der baulichen Nutzung vorgesehen werden kannen.

Firstheihen

Im Bebauungsplan ist eine Firsthohe von 9,70 m festgesetzt worden. Auch hier ist unterer
Bezugspunkt die Hohenlage des Gehwegs, soweit kein Gehweg vorhanden ist, die Hahenlage
der Oberkante Fahrbahn der angrenzenden anbaufahigen und zur GrundstOckserschliegung
dienenden Verkehrsflache.

Von den 30 untersuchten Gebauden halten 24 Gebaude die festgesetzte Firsthohe em. Fur
die Oberwiegende Anzahl der Gebaude ist demnach eine Firsthohe von 9,70 m ausreichend.
Ein Gebaude Oberschreitet die Firsthohe nur geringfOgig urn 9 cm. Sechs weitere Gebaude
Oberschreiten die festgesetzte Firsthahe urn 0,45 m. Davon befinden sich wiederum 5 Ge-
baude auf einem BaugrundstOck im nordlichen Baufeld oberhalb einer Tiefgarage. Auf einem
BaugrundstOck wird die Firsthahe wesentlich, und zwar urn 1,66 m Oberschritten. Auch bez0g-
lich der Firsthohe sind daher bestimmte Ausnahmeregelungen erforderlich, die im Text 1.2
festgesetzt sind.

Die AusfOhrungen zum Bestandsschutz und zu den Hartefallregelungen im Abschnitt „Trauf-
hbhen" gelten analog auch kir die FirsthOhen.

4.2 Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksflache

Bauweise

im Bebauungsplan ist eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt
worden. In der abweichenden Bauweise sind Gebaude mit seitlichem Grenzabstand als Ein-
zelhauser, Doppelhauser oder Hausgruppen zu errichten. Die Lange der in Satz 1 bezeichne-
ten Hausformen dart hochstens 18 m betragen.
Auch hier ist zunachst eine Erfassung des Ist-Zustandes vorausgegangen. Im Plangebiet sind
sowohl Einzelhauser als auch Doppelhauser anzutreffen, so dass sie zukOnftig nicht auszu-
schlieRen sind. Hausgruppen sind inn Gebiet nicht vorhanden und sollen zukOnftig auch nicht
zugelassen werden. Stadtebauliche Bedeutung kommt jedoch in erster Linie der Gebaude-
lange zu. Ob em n zu diskutierendes Gebaude mehrere Eingange hat oder auf einem oder meh-
reren GrundstOcken steht, ist fOr die stadtebauliche Beurteilung unerheblich.
Die Ergebnisse der Ermittlung der vorhandenen Gebaudelangen sind in nachfolgender Tabelle
dargestellt.
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BaugrundstOck Flurstucke greate
Gebaudelange

(m)
Dorfstrafle 6b 178 13,4
Dorfstrafle 6, 6a 170, 67/2, 68 17,8
Dorfstr. 6c/
Kirchnersgang 2b

66/1, 67/1, 55/2 14,9

Dorfstralle 8 69 8,6
Dorfstralle 10/
Dorfstrafle 12

70/3, 71/6, 71/11, 73/1,
70/1, 70/2, 71/10

17,6

Dorfstrafle 12a 71/6, 71/9 15
Kirchnersgang 4 54/1 13,2
Kirchnersgang 2a 55/1 12,2
Kirchnersgang 2 48 12,7
Am Strom 7a 50, 51/1 18
Am Strom 7 51/2 19,6
Am Strom 6 52 9,6
Am Strom 5 58 13,1
Am Strom 3 167/10, 165/7 14,5
Am Strom 1 172 17,6
Dorfstrafle 14 78 28,5

Dorfstrafle 16a 79/3, 79/4, 80/3 17
Dorfstrafle 16 80/4 15,2
Dorfstralle 18 81/1 11,8
Dorfstrafle 18a 87/1, 81/1, 86/1 12,9
Dorfstrafle 18b 87/1, 86/1 13,8
Dorfstralle 20 84, 86/1 17,2
Dorfstrafle 20a 84, 86/1 17,1
Dorfstrafle 20b 84, 85/1 13,9
Dorfstrafle 16b
(Strandhalle)

79/5 28,9

Kirchnersgang 1 77 10,2

Durchschnittswert 15,60 m

Tab. 4: Ermittlung der Gebaudelangen

Die Gebaudelangen liegen zwischen 8,6 m und 28,9 m. Die durchschnittliche Gebaudelange
aller erfassten Gebaude betragt 15,60 m. Bei 10 von 26 Gebauden betragt die Gebaudelange
mehr als der Durchschnittswert von 15,60 m so dass es nicht gerechtfertigt ware, den Durch-
schnittswert im Bebauungsplan als Obergrenze festzusetzen. lnsgesamt kann aber einge-
schatzt werden, dass zur Bewahrung der kleinteiligen Ortsstruktur, Gebaudelangen von nicht
mehr als 18 m angemessen sind. Dabei sind die Gebaudelangen der den Verkehrsraumen
zugewandten Auflenfassaden maagebend. Eckgebaude mussen an beiden Seiten das
HOchstmall einhalten.

Fur die Ober das Mail von 18 m hinausgehenden Bestandsgebaude sind Ausnahmen im Be-
bauungsplan normiert worden (Text 2.2).

iiberbaubare Grundstucksflachen

Die Oberbaubaren Grundsthcksflachen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt
worden. Hierbei wird Regelungsbedarf jedoch nur zwischen der vorderen Bebauung und den
angrenzenden Offentlichen Strallen gesehen. Eine hintere Baugrenze lasst sich nur schwer
definieren. Die hintere GrundstOcksbebauung ist im Rahmen der Obrigen Festsetzungen des
Bebauungsplans, insbesondere der GRZ und unter Berucksichtigung der bauordnungsrechtli-
chen Bestimmungen (Abstandsflachen, Zuwegung) realisierbar.
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im Westen der nOrdlich gelegenen Baufelder enden die Oberbaubaren GrundstOcksflachen an
der Bauverbotslinie (siehe hierzu Abschnitt 3.3.3).

4.3 Verkehrsflachen

Die im Plangebiet vorhandenen Straflen „Am Strom" und „Kirchnersgang" sind entsprechend
ihrer Nutzung als Verkehrsflachen festgesetzt warden.

Die entlang des landseitigen DOnenfufles, zwischen der Strafle „Am Strom" und „Kirchners-
gang" verlaufende Flache dient regelmaflig als Baustellenlagerplatz fur KOstenschutzmallnah-
men und zum Teil der Erschlieflung der angrenzenden GrundstOcke. ZukOnftig ist eine Nut-
zung als Saisonparkplatz vorgesehen, soweit die Flache nicht fOr den KOstenschutz benotigt
wird. Hierzu wird auf Kap. 9.1 zu den Belangen des Hochwasserschutzes verwiesen.
Auch dient die Flache dem Anschluss der GrundstOcke an die Abfallentsorgung und wird re-
gelmaflig durch die Abfallsammelfahrzeuge befahren. Dies soli durch den Bebauungsplan
nicht ausgeschlossen werden.

VVeitere Verkehrsflachen zur Erschlieflung von GrundstOcken sind nicht erforderlich.

4.4 Gri.inflachen

Im Bebauungsplan ist im nordwestlichen Bereich eine private GrOnflache mit der Zweckbe-
stimmung „Gehblzbestand" festgesetzt warden. Die Festsetzung berOcksichtigt den aktuellen
Zustand der Flache. die mit Baumen und Strauchern bewachsen ist. Mit der Festsetzung einer
GrOnflache soli der Gehblzbestand erhalten und einer eventuellen Bebauung entgegengewirkt
werden.

4.5 ortliche Bauvorschriften

Nach § 86 Abs. 1 LBau0 M -V kbnnen Gemeinden durch Satzung ortliche Bauvorschriften u.a.
Ober die auflere Gestaltung baulicher Anlagen erlassen. Nach Abs. 3 kbrinen die brtlichen
Bauvorschriften auch durch Bebauungsplan erlassen werden.

Hiervon hat die Gemeinde im Bebauungsplan Nr.24 Gebrauch gemacht. Nach Festsetzung
4.1 ist zusatzlich zu den Vorschriften der Gestaltungssatzung Kunstrohr als Bedachungsma-
terial unzulassig. Die Gemeinde mochte mit dieser Vorschrift die historisch verwendeten na-
tOrlichen Baumaterialien und damit die regionaltypischen Bauweisen fordern. Damit sollen
auch die Vorschriften der Gestaltungssatzung entsprechend erganzt werden. Rohr ist em n na-
tOrliches Produkt, welches sich mit der VVitterung stetig verandert. DemgegenOber ist Naturrohr
em n homogener, kOnstlicher Baustoff, der nicht aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt
und kaum recyclebar ist. Auch in der aufleren Gestaltung wirken Naturrohrdacher durch deren
geringeren Dachaufbau und die homogene Struktur eher kOnstlich. Dem soil mit der gestalte-
rischen Vorschrift entgegengewirkt werden.

5 NACHRICHTLICHE OBERNAHMEN

im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich 2 Baudenkmale:

1. Am Strom 6, Fischerkaten
2. Dorfstrafle 8, Wohnhaus

Die Denkmale sind nachrichtlich in den Bebauungsplan Obernommen warden. Gemall § 7 Abs.
1 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M -V) bedOrfen jegliche Verande-
rungen an und in Baudenkmalen sowie deren Umnutzungen einer denkmalrechtlichen Geneh-
migung.
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Aus GrOnden der Wahrung des charakteristischen Erscheinungsbildes sollten die straflensei-
tige Traufseite und die Giebelseiten des Einzeldenkmals „Am Strom 6" sowie die Giebelseiten
des Einzeldenkmals „Dorfstralle 8" von zusatzlichen Anbauten freigehalten werden.

6 TECHNISCHE INFRASTRUKTUR

Anlagen der technischen Infrastruktur (Wasser, Schmutzwasser, Strom, Gas, Telekommuni-
kation) befinden sich in den jeweils angrenzenden offentlichen Straflen. Zusatzliche Anforde-
rungen an die Anlagen der technischen Infrastruktur werden durch den Bebauungsplan nicht
ausgelost, weil der sich aus § 34 BauGB ergebende Beurteilungsrahmen nicht verandert wird.
Insbesondere wird das Nutzungsmall nicht erhbht.

Das anfallende Niederschlaqswasser muss auf den jeweiligen BaugrundstOcken zur Versicke-
rung gebracht werden, weil Anlagen der Regenwasserableitung nicht vorhanden sind. Bei der
Versickerung ist der hohe Grundwasserstand zu beachten. Eine Beeintrachtigung von Nach-
bargrundstOcken ist bei der Versickerung auszuschlieflen. Das Niederschlagswasser der bei-
den offentlichen Verkehrsflachen wird gesammelt und leitungsgebunden dem Grundwasser
bzw. der Vorflut zugefOhrt.

Voraussetzung fOr die Genehmigung von Einzelvorhaben ist der Anschluss an das zentrale
Schmutzwassemetz der Gemeinde. Die Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwasser ob-
liegt dem Abwasserzweckverband KOrkwitz.

FOr Hausinstallationsanlagen mit Trinkwasserverbrauchen grofler 3,0 Is wird seitens des Ver-
sorgungstragers der Wasser und Abwasser GmbH Boddenland, em n Trinkwasservorratsbeh-
halter gefordert.

7 GRONORDNUNG

7.1 Eingriffe in Natur und Landschaft

Der Gesetzgeber hat in § la Abs. 3 Satz 6 BauGB bestimmt hat, dass em n Ausgleich fur Ein-
griffe in Natur und Landschaft nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zulassig waren. Das bedeutet, dass die im Innenbereich
zulassige Vorhaben nicht ausgleichspflichtig sind.

DarOber hinaus wird der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB auf-
gestellt. Nach § 13a BauGB gelten bei Bebauungsplanen mit einer zulassigen Grundflache
von weniger als 20.000 m2 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu
erwarten sind, als im Sinne des § la Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung
erfolgt oder zulassig. Mit dieser Gesetzesfiktion sind die zu erwartenden Eingriffe nicht aus-
gleichspflichtig. Ohnehin werden durch den Bebauungsplan keine ausgleichspflichtigen Ein-
griffe vorbereitet.

7.2 Griinordnerische Inhalte des Bebauungsplanes

Im Bebauungsplan ist eine private GrOnflache mit der Zweckbestimmung „Gehblzbestand"
festgesetzt worden. Die Festsetzung berOcksichtigt den jetzigen Zustand und die Nutzung der
Flache. Die GrOnflache befindet sich innerhalb der Bauverbotszone und liegt im Auflenbereich,
so dass eine bauliche Nutzung ohnehin nicht in Betracht kommt (siehe hierzu auch Abschn.
4.4 Grunflachen).

Weiterhin greift im Geltungsbereich des Bebauungsplans die „Satzung zum Schutz des Ge-
hOlzbestandes in der Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop" vom 30.01.2014.
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Daraber hinaus gelten die Bestimnnungen des NaturschutzausfOhrungsgesetzes Mecklen-
burg-Vorpommern (NatSchAG M -V) sowie des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG).
Weitere Regelungen sind aufgrund der Innenbereichslage nicht erforderlich.

8 IMMISSIONSSCHUTZ

In einer Oberschlagigen Schallimmissionsprognose ist geprijft worden, ob die mit dem festge-
setzten saisonalen Parkplatz verbundenen Larmemissionen, negative Auswirkungen auf die
angrenzenden GrundstOcke haben kann.

Die Berechnung der Beurteilungspegel erfolgte nach Abschnitt 4.5 der „Richtlinien fOr den
Larmschutz an Straflen (RLS-90)" der Forschungsgesellschaft fOr Stragen- und Verkehrswe-
sen fOr den Tagzeitraum (06.00 -22.00 Uhr) und den Nachtzeitraum (22.00-06.00 Uhr). Be-
trachtet wurden zwei lmmissionsorte mittig vor den Gebauden Am Strom 7 und 7a.

Bei der Berechnung des Emissionspegels wurde der Parkplatz in Teilflachen (Flache 1 bis
Flache 29) unter BerOcksichtigung des Punktschallquellenkriteriums (Diagonale der Teilflache
<0,5 * Abstand zwischen lmmissionsort und Mitte der Teilflache) aufgeteilt. Die nachfolgende
Abbildung zeigt die lmmissionsorte und die jeweiligen Teilflachen der Parkplatzflache.

Abb. 1: Nachweisorte und Teilflachen der Parkplatzflache

Unter BerOcksichtigung der geometrischen Verhaltnisse kommt nur eine einreihige Nutzung
von Parkflachen entlang des amenfufles in Betracht, da die Restflache gleichzeitig noch als
Fuggangerbereich genutzt werden soil. Auflerdem mussen die Parkflachen einen Abstand zur
Drahtabspannung von 1 m einhalten. Eine solche Flache, inclusive einer 6 m breiten Fahr-
gasse, ist der lmmissionsbetrachtung zugrunde gelegt worden.
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Der Beurteilungspegel am jeweiligen Immissionsort errechnet sich nach der Forme!:

L1 = L*m,E + Ds + Dgm Dg + 17 (Gleichung 30)

mit:

L*RE Emissionspegel in 25 m Abstand vom Mittelpunkt der Flache (nach Gleichung 31)
Ds Pegelanderung zur Beriicksichtigung des Abstands und der Luftabsorption (nach

Gleichung 21)
DBM Pegelanderung zur BerOcksichtigung der Boden- und Meteorologiedampfung

(nach Gleichung 22)
Dg Pegelanderung durch topografische Gegebenheiten und bauliche Mallnahmen (nach

Gleichung 23)

Berechnung des Emissionspegels L*ni,g

Der Emissionspegel errechnet sich nach der Formel:

L*m,E = 37 + 10 • Ig (N • n) + Dp

mit:

(Gleichung 31)

N Anzahl der Fahrzeugbewegungen je Stellplatz und Stunde, hier: 0,3 fur den Tagzeit-
raum und 0,06 fur den Nachtzeitraum nach. Tab. 5 fur P + R Parkplatze

n Anzahl der Stellplatze je Parkplatzflache bzw. -teilflache
Hinweis. Die jeweils mogliche Anzahl der Stellplatze auf den Teilflachen wurde
gleichmallig auf die eigentliche Stellplatzflache und die Fahrgasse aufgeteilt. Da eine
Teilflache, die nur Fahrgasse ist, fur die Berechnung mindestens 1 Stellplatz umfas-
sen muss, kommt es zu einer leichten Oberdimensionierung bei der Zahl der Steil-
platze (rechnerisch 40 Stellplatze zu tatsachlich 38 moglichen Stellplatzen).

Dp Zuschlag kir unterschiedliche Parkplatztypen, hier 0 dB (A) fur Pkw-Parkplatze nach
Tab. 6

Die Emissionspegel der einzelnen Teilflachen sind nachfolgender Obersicht zu entnehmen:

Emissionspegel der Teilflachen

tags nachts
Teilfla-

che Dp n Ntags Nnachts 10Ig(N*n) 10Ig(N*n) Lm,E,tagS 1-m,E, nachts

1 0 2 0,3 0,06 -2,2184875 -9,20818754 34,78 27,79

2 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

3 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

4 0 2 0,3 0,06 -2,2184875 -9,20818754 34,78 27,79

5 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

6 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

7 0 2 0,3 0,06 -2,2184875 -9,20818754 34,78 27,79

8 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

9 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

10 0 2 0,3 0,06 -2,2184875 -9,20818754 34,78 27,79

11 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

12 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

13 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78
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Emissionspegel der Teilflachen

tags nachts
Teilfla-

che Dp n Ntags Nnachts 101g(N*n) 101g(N*n) Lm,E,tags 1-m,E, nachts

14 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

15 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

16 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

17 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

18 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

19 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

20 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

21 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

22 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

23 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

24 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

25 0 2 0,3 0,06 -2,2184875 -9,20818754 34,78 27,79

26 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

27 0 1 0,3 0,06 -5,22878745 -12,2184875 31,77 24,78

28 0 3 0,3 0,06 -0,45757491 -7,44727495 36,54 29,55

29 0 5 0,3 0,06 1,76091259 -5,22878745 38,76 31,77

Tab. 5: Berechnung der Emissionspegel der Teilflachen

Die Ausbreitungsberechnung fur beide Nachweisorte erfolgte nach Formel 30 und den errech-
neten Emissionspegeln fur die Teilflachen unter Berucksichtigung folgender Einflussfaktoren:

Abstand und Luftabsorption:

Ds = 11,2 - 20 • Ig(s) - s/200

mit:

s Abstand zwischen lmmissionsort und Mitte der jeweiligen Teilflache

Boden- und Meteoroloqiedampfunq:

DEJA = (hm/s) • (34 + 600/s) - 4,8 <0

mit:

hm mittlerer Abstand zwischen dem Grund und der Verbindungslinie zwischen Emissions-
und lmmissionsort, hier: 1,65 m bei einer Emissionsorthohe von 0,5 m und einer Im-
missionsorthohe von 2,80 m.

Abstand zwischen lmmissionsort und Mitte der jeweiligen Teilflache

topoqrafische Geqebenheiten und bauliche Mallnahmen:

DB = 0 (Abschirmung oder Mehrfachreflexion bei parallelen Wanden sind nicht in Ansatz zu
bringen)
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Schallausbreitungsrechnung fOr10 1

Teilflache s DS DBM DB I-1, tags 1-r, nachts

1 24,3 -16,63 -0,81 0 34,33 27,34
2 20,6 -15,18 0,00 0 33,59 26,60

3 18,27 -14,13 0,00 0 34,65 27,66

4 22,55 -15,98 -0,37 0 35,44 28,45

5 17,11 -13,55 0,00 0 35,22 28,23

6 17,38 -13,69 0,00 0 35,08 28,09
7 25,04 -16,90 -0,98 0 33,90 26,91

8 19,01 -14,47 0,00 0 34,30 27,31

9 21,69 -15,63 -0,11 0 33,03 26,04
10 30,75 -18,71 -1,93 0 31,14 24,15
11 25,09 -16,92 -0,99 0 30,86 23,87

12 28,96 -18,18 -1,68 0 28,91 21,92
13 37,26 -20,41 -2,58 0 25,78 18,79
14 32,6 -19,23 -2,15 0 27,40 20,41
15 35,85 -20,07 -2,46 0 26,24 19,25
16 42,4 -21,56 -2,93 0 24,29 17,30
17 38,63 -20,73 -2,68 0 25,36 18,37

18 40,89 -21,24 -2,84 0 24,70 17,71
19 46,71 -22,42 -3,15 0 23,20 16,21
20 43,17 -21,72 -2,97 0 24,08 17,09
21 45,48 -22,18 -3,09 0 23,50 16,51

22 52,28 -23,43 -3,36 0 21,98 14,99
23 48,39 -22,74 -3,22 0 22,82 15,83
24 51,92 -23,37 -3,35 0 22,05 15,06
25 60,29 -24,71 -3,60 0 23,48 16,49
26 56,07 -24,05 -3,48 0 21,23 14,24
27 60,85 -24,79 -3,61 0 20,37 13,38

28 67,63 -25,74 -3,75 0 24,05 17,06
29 77,65 -26,99 -3,91 0 24,86 17,87

Gesamtpegel 101: 45,17 38,18
nach Rundung: 45 dB(A) 38 dB(A)

Tab. 6: Ausbreitungsberechnung fur lmmissionsort 1
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Schallausbreitungsrechnung kir 10 2

Teilflache s Ds DBM DB Lr, tags 1-r, nachts

1 50,99 -23,20 -3,32 0 25,26 18,27
2 51,76 -23,34 -3,35 0 22,09 15,10

3 46,92 -22,46 -3,15 0 23,15 16,17
4 41,78 -21,43 -2,89 0 27,46 20,47

5 42,12 -21,50 -2,91 0 24,36 17,37
6 37,37 -20,44 -2,59 0 25,74 18,75
7 33,01 -19,34 -2,19 0 30,25 23,26

8 32,69 -19,25 -2,16 0 27,36 20,37

9 28,13 -17,92 -1,55 0 29,29 22,30
10 25,19 -16,95 -1,01 0 33,82 26,83
11 23,73 -16,42 -0,68 0 31,67 24,68
12 19,64 -14,76 0,00 0 34,01 27,02

13 20,00 -14,92 0,00 0 33,85 26,86
14 16,47 -13,22 0,00 0 35,55 28,57
15 14,27 -11,96 0,00 0 36,81 29,82
16 18,06 -14,02 0,00 0 34,75 27,76
17 12,99 -11,14 0,00 0 37,63 30,64
18 12,45 -10,77 0,00 0 38,01 31,02
19 17,99 -13,99 0,00 0 34,78 27,79
20 12,39 -10,72 0,00 0 38,05 31,06
21 12,83 -11,03 0,00 0 37,74 30,75
22 19,76 -14,81 0,00 0 33,96 26,97
23 14,01 -11,80 0,00 0 36,97 29,98
24 16,12 -13,03 0,00 0 35,74 28,75
25 24,81 -16,82 -0,93 0 34,03 27,04
26 19,22 -14,57 0,00 0 34,20 27,21
27 23,28 -16,26 -0,56 0 31,95 24,96
28 30,05 -18,51 -1,84 0 33,20 26,21
29 39,43 -20,91 -2,74 0 32,11 25,12

10 2: 48,67 dB(A) 41,68 dB(A)
nach Rundung: 49 dB(A) 42 dB(A)

Tab. 7: Ausbreitungsberechnung fur Immissionsort 2

Die Summenpegel der einzelnen Teilflachen wurde durch logarithmische Addition nach Forme!
29 RLS-90 bestimmt.

Die hOchsten Beurteilungspegel treten am lmmissionsort 2, vor dem Gebaude Am Strom 7a
mit 49 dB(A) im Tagzeitraum und 42 dB(A) im Nachtzeitraum auf.

In Beiblatt 1 zu DIN 18005 sind den verschiedenen schutzbedUrftigen Nutzungen (z.B. Baufla-
chen, Baugebieten, sonstige Flachen) Orientierungswerte fur den Beurteilungspegel zugeord-
net, deren Einhaltung oder Unterschreitung wiinschenswert ist, urn die mit der Eigenart des
betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Bauflache verbundene Erwartung auf ange-
nnessenen Schutz vor Larmbelastung zu erfullen.
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Soweit bei vorhandener Bebauung der Baunutzungsverordnung entsprechende Baugebiete
nicht festgesetzt sind, sind die Orientierungswerte den Gebieten der Eigenart der vorhandenen
Bebauung entsprechend zuzuordnen.

Das Gebiet, welches begrenzt wird durch die Strafle Am Strom, Dorfstrafle, Kirchnersgang
und Dune konnte, vom Schutzstatus her gesehen, einem allgemeinen Wohngebiet gleichge-
setzt werden. Neben Wohn- und Ferienhausern findet sich im Gebiet eine lmmobilienfirma,
eine Praxis fOr Physiotherapie sowie die Kurverwaltung. Fur Mischgebiete ware der Anteil
der gewerblichen Nutzung nicht ausreichend, fOr reine Wohngebiete ist der Anteil der Ferien-
wohnungen, die dort nur als Ausnahme und der Wohnnutzung untergeordnet zugelassen
werden konnen, zu hoch.

Nach Beiblatt 1 zu DIN 18005 sind die Zielwerte des Straflenverkehrslarms für allgemeine
Wohngebiete:

tags: 55 dB
nachts: 45 dB

Am ungOnstigsten Immissionsort 10 2 Am Strom 7a werden die schalltechnischen Orientie-
rungswerte im Tagzeitraum urn 6 dB unterschritten. 1m Nachtzeitraum werden die Orientie-
rungswerte urn 3 dB unterschritten. Am lmmissionsort 1 liegen die Beurteilungspegel etwa 3
dB unterhalb der genannten Werte.

Unzumutbare Beeintrachtigungen fOr die angrenzenden Nutzungen, aufgrund des vom Park-
platz ausgehenden Verkehrslarms, sind daher nicht zu erwarten.

9 SCHWERPUNKTE DER ABWAGUNG (§ 1 ABS. 7 BAUGB)

9.1 offentliche Belenge

Hochwasserschutz

Das Staatliche Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern hat darauf hingewiesen, dass
sich das GrundstOck far die festgesetzte Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Fullgan-
gerbereich/Saisonparkplatz in der Rechtstragerschaft des Landes M -V befindet, welches re-
gelmaflig als Baustellenlagerplatz fOr KOstenschutzmallnahmen dient. Eine Festsetzung als
Saisonparkplatz wird nur unter folgenden Bedingungen zugestimmt:

- Bei eventuell im Nutzungszeitraum erforderlich werdenden Sturmflutnnaanahmen hat
die Gemeinde auf gesonderte Anordnung durch das Staatliche Amt fur Landwirtschaft
und Umwelt die Schlieflung des Parkplatzes und die Raumung der Flache auf eigene
Kosten zu veranlassen

- Bei der Ausweisung der Parkplatze ist em n Abstand zur Drahtspannung am landseiti-
gen DOnenfug von mindestens 1,0 m zwingend einzuhalten

- Eine Befestigung der Flache ist nicht zulassig, da diese bei der Primarnutzung des
GrundstOcks fOr Hochwasserschutzzwecke regelmaflig beschadigt werden wOrde.
Gleichzeitig besteht nach Ende der Primarnutzung kein Anspruch auf Herstellung ei-
nes ebenen, fur PKW befahrbaren Planums

- Der Gemeinde obliegen die Unterhaltungs- und Verkehrssicherungspflichten fur die
Parkflache

- Die Gemeinde hat mit dem GrundstOckseigentOmer entsprechende privatrechtliche
Regelungen bezOglich der Nutzung zu treffen

Die Hinweise des StALU wurden weitestgehend im Planentwurf berucksichtigt. Der Saison-
parkplatz wurde nach § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB gleichzeitig als Flache fur den Hochwasser-
schutz festgesetzt.
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Weiterhin wurde unter dem Buchstaben B folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufge-
nommen:

Die (Wentfiche Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbestimmung „FuRgangerbereich/Sai-
sonparkplatz" darf nur auf3erhalb der far SturmflutschutzmaRnahmen erforderlichen Zeitraume
entsprech end genutzt werden. Bei eventuell im Nutzungszeitraum erforderlich werdenden
SturmflutschutzmaRnahmen erfolgt die Schliel3ung des Parkplatzes und die RAumung der Fla-
che durch die Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop.
Parkflachen mOssen einen Abstand zur Drahtabspannung am landseitigen Dunenfuf3 von min-
destens 1 m einhalten. Eine Befestigung der Flache ist unzulassig.

Die auf § 9 Abs. 2 BauGB basierende ursprOngliche Festsetzung des 1. Planentwurfs, wonach
die Nutzung der offentlichen Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbestimmung „Fuf3gan-
gerbereich/Saisonparkplatz" nur auflerhalb der kir SturmflutschutzmaRnahmen erforderlichen
Zeitraume zulassig ist, wurde seitens des Landkreises Vorpommern-ROgen kritisch beurteilt,
da keine dauerhafte Folgenutzung festgesetzt wurde. Stattdessen sollte die Festsetzung ei-
nem periodischen Wechsel verschiedener Nutzungsarten dienen. Diese Einschrankung der
Modalitaten der AusObung einer Nutzung ermOglicht § 9 Abs. 2 BauGB nicht.

Da der Gemeinde selbst der Vollzug dieser Regelung obliegt, ist eine diesbezOgliche Festset-
zung im Bebauungsplan entbehrlich. Die Umsetzung erfolgt auf der Grundlage einer privat-
rechtlichen Regelung zwischen der Gemeinde und dem GrundstOckseigentOmer.

planunqsrechtliche Belange

befristete Zulassigkeit der offentlichen Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbe-
stimmung „Fullgangerbereich/Saisonparkplatz".

Im Verfahren wurden Bedenken zur ursprunglichen Festsetzung des 1. Planentwurfs geau-
Bert, wonach die Nutzung der offentlichen Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbestim-
mung „Fuggangerbereich/Saisonparkplatz" nur auflerhalb der Mr SturmflutschutzmaRnahmen
erforderlichen Zeitraume zulassig sein sollte, da keine dauerhafte Folgenutzung, sondern eine
wechselseitige Nutzung festgesetzt wurde (siehe hierzu auch unter „Hochwasserschutz).

Die Bedenken sind im nachfolgenden Planentwurf berOcksichtigt worden. Die ursprOnglich auf
§ 9 Abs. 1 basierende Festsetzung wurde als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.
Die Umsetzung erfolgt auf Grundlage privatrechtlicher Regelungen zwischen Gemeinde und
Grundstuckseigentumer.

naturschutzrechtliche Belanqe

Die untere Naturschutzbehorde verweist darauf, dass sich der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans teilweise im Kiistenschutzstreifen gem. § 29 NatSchAG M -V bzw. § 61
BNatSchG befinden warden. Nordwestlich der Bauverbotslinie sind die rechtlichen Vor-
gaben des § 61 BNatSchG und § 29 NatSchAG M -V sowie des LSG „Boddenlandschaft"
zu beachten. In den Hinweisen ist zu erganzen, dass fur Ausnahnnen vom Bauverbot
einschlielUich Einfriedungen- im Kiistenschutzgebiet eine gesonderte Naturschutzge-
nehmigung bei der unteren Naturschutzbehorde einzuholen ist.

Hierzu ist folgendes festzustellen:

Für das Plangebiet gelten unterschiedliche Rechtsvorschriften aus dem Naturschutzrecht und
dem Wasserrecht, die unabhangig voneinander betrachtet werden mussen. Nach § 61
BNatSchG dOrfen im Auflenbereich im Abstand von 150 m von der Mittelwasserlinie keine
baulichen Anlagen errichtet werden. Der § 29 NatSchAG M -V enthalt dazu abweichende Vor-
schriften.
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Danach ist an KOstengewassern em n Abstand von 150 m land- und seewarts von der Mittel-
wasserlinie einzuhalten. Bauliche Anlagen dOrfen dort nicht errichtet oder wesentlich geandert
werden. Dies gilt jedoch nicht fOr bauliche Anlagen, die aufgrund eines rechtsverbindlichen
Bebauungsplans errichtet oder wesentlich geandert werden oder kir die im Bereich von im
Zusammenhang bebauten Ortsteilen nach § 34 des Baugesetzbuchs em n Anspruch auf Bebau-
ung besteht. Das bedeutet, dass der Kustenschutzstreifen nach § 61 BNatSchG und 29
NatSchAG M -V nur im Auflenbereich gilt und dort auch nur dann, solange es keinen rechts-
verbindlichen Bebauungsplan gibt. Nach Rechtskraft des Bebauungsplans sind die Vorschrif-
ten Ober den KOstenschutzstreifen im Geltungsbereich nicht mehr anwendbar. Eine Natur-
schutzgenehmigung ist nicht erforderlich. Die im Bebauungsplan vermerkte Bauverbotslinie
markiert nicht die Grenze des Innenbereichs und hat auch sonst mit den genannten Vorschrif-
ten nichts zu tun.

Nach der Verordnung Ober das Landschaftsschutzgebiet „Boddenlandschaft" sind die im Zu-
sammenhang bebauten Ortslagen von den Bestimmungen der Verordnung ausgenommen.
Das bedeutet, dass die landseitigen Flachen zwischen der Mittelwasserlinie und der Grenze
des Innenbereichs, Bestandteil des Landschaftsschutzgebietes sind. Hier sind im Bebauungs-
plan eine private GrOnflache sowie eine Verkehrsflache mit der besonderen Zweckbestim-
mung „Fuggangerbereich/Saisonparkplatz" festgesetzt. Fur letztere Flache ist eine Versiege-
lung ausgeschlossen. Insofern werden durch den Bebauungsplan keine den Zielen des LSG
entgegenstehenden Nutzungen zugelassen. Da die Verbote jedoch auch Tathandlungen um-
fassen, ist auf das LSG hingewiesen worden.

Im Hinblick auf die im Bebauungsplan vermerkte Bauverbotslinie wird auf die AusfOhrungen
zum KOstenschutzgebiet „Ahrenshoop Ortslage" im Abschnitt 3.3.3 verwiesen. Sie markiert
eine Linie, die em n Gebiet abgrenzt, in dem Ausnahmegenehmigungen von den geltenden Ver-
boten des auf der Grundlage des Wassergesetzes der DDR erlassenen Kustenschutzgebietes
erteilt werden kOnnen. Das betrifft die landseitig dieser Linie liegenden Flachen. Rechtsgrund-
lage kr die Ausnahmegenehmigung ist § 136 Abs. 3 LWaG. Zustandig ist die fur den KOsten-
schutz zustandige WasserbehOrde. Seeseitig dieser Linie sind im Regelfall Ausnahmegeneh-
nnigungen nicht moglich, weil dies mit den Belangen des KOstenschutzes nicht vereinbar ware.

Weiterhin wird von Seiten der unteren Naturschutzbehorde auf den Baumschutz nach
§§ 18 und 19 NatSchAG M -V hingewiesen. Einzelne geschutzte Baum wiirden sich im
Bereich der festgesetzten Verkehrsflachen befinden. Bei absehbaren Fallungen ge-
schiitzter Baurne sollten vor Satzungsbeschluss die Fallgenehmigungen eingeholt wer-
den. Fur die Fallung geschiitzter Baume im Bereich von privaten Bauvorhaben, k6nnten
bereits Ersatzpflanzstandorte vorgehalten werden, um die Bauherren bei der Suche
nach den notwendigen Ersatzpflanzungen zu unterstUtzen.

Hierzu ist folgendes festzustellen:
Fur das Plangebiet greifen verschiedene gesetzliche Regelungen zum Baumschutz. Nach §
18 NatSchAG sind Baurne mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemes-
sen in einer Hohe von 1,30 M Ober dem Erdboden gesetzlich geschutzt. Dies gilt u.a. nicht kir:
- Baurne in Hausgarten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und Buchen,
- Obstbaume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,
- Pappeln im Innenbereich,
- Wald im Sinne des Forstrechts.

Oberdies gilt fur das Plangebiet die „Satzung zum Schutze des GehOlzbestandes in der Ge-
meinde Ostseebad Ahrenshoop" vom 30.01.2014. Danach sind Laubbaume mit einem Stamm-
umfang ab 30 cm, gemessen in 1 m Hohe gesetzlich geschOtzt. Obstbaume einschliefIlich
Walnussbaume und Esskastanien unterliegen den Bestimmungen der Satzung ab einem
Stammumfang von 100 cm.
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Lediglich im nordlichen Abschnitt der Strafle „Am Strom" befinden sich 2 Baume innerhalb der
Verkehrsflache. Eine FaHung ist derzeit nicht vorgesehen, so dass sich eine entsprechende
Beantragung erObrigt. Ob und welche Baume auf den PrivatgrundstOcken gefallt werden mus-
sen ist nicht bekannt. Dies ergibt sich regelmallig erst aus den Bauantragsunterlagen bei ge-
planten Bauvorhaben. Im Einzelfall kann dann entschieden werden, ob die Gemeinde Pflanz-
standorte zur VerfOgung stellen kann. Im Regelfall soil jedoch eine Neuanpflanzung auf den
PrivatgrundstOcken erfolgen. Gesonderte Standorte werden im Bebauungsplan hierfOr nicht
ausgewiesen.

Weiterhin wird von Seiten der Naturschutzbehorde auf die Festsetzung von Grunflachen
im Landschaftsschutzgebiet „Boddenlandschaft" hingewiesen. Die Festsetzung musse
auf den Geholzbestand des Flurstucks 88 ausgedehnt werden. Weitere Nutzungen oder
eine Einzaunung seien auszuschliellen. Erganzend solle festgesetzt werden, dass eine
Bepflanzung ausschlieBlich mit standorttypischen, heimischen Geholzen erfolgen darf.
Auf die Lage im Landschaftsschutzgebiet solle im Bebauungsplan hingewiesen werden.

Im Nordwesten des Plangebietes ist eine private GrOnflache mit der Zweckbestimmung „Ge-
hOlzbestand" festgesetzt worden. Es handelt sich hier weder urn em n gesetzlich geschOtztes
Biotop nach § 20 NatSchAG M -V noch urn eine Ausgleichsflache im Sinne des § la Abs. 3
BauGB. Sinn der Festsetzung als GrOnflache besteht allein darin, den GehOlzbestand zu er-
halten und zusatzliche Bebauung zu verhindern. Weiterer Regelungsbedarf besteht hier nicht.
Auch eine Bepflanzung ist nicht vorgesehen.
Unmittelbar angrenzend finden sich bauliche Nutzungen u.a. mit der Strandhalle Ahrenshoop,
so dass schon von daher em n Verbot von Einfriedungen ausgeschlossen ist.

Die Naturschutzbehorde regt weiterhin an, die Oberschreitung der GRZ bis zu 0,6 im
Sinne von Vermeidungsmagnahmen zu verringern.

Die Anregung wird teilweise nicht berOcksichtigt. Eine Oberschreitung der GRZ bis zu einem
Mall von 0,6 war ursprOnglich fOr die Tiefgarage im nordlichen Bereich des Bebauungsplans
vorgesehen. Im Rahmen der erneuten PrOfung des Versiegelungsgrades hat sich herausge-
stellt, dass eine Oberschreitung von 50% der festgesetzten GRZ von 0,3 bzw. 0,35 kw Haupt-
und Nebengebaude bzw. GrundstOcksunterbauungen ausreichend ist. Das umfasst dann eine
GRZ gesamt von 0,45 bzw. 0,525. Im Bebauungsplan muss allerdings eine weitere Ober-
schreitung bis zu einer GRZ von 0,75 fOr Stellplatze mit ihren Zufahrten, ebenerdige Terrassen
oder sonstige Flachenbefestigungen zugelassen werden, da die Bestandssituation dies erfor-
dert. Die Ober die 50%-Regelung hinausgehende Flachenbefestigung ist allerdings an die Vo-
raussetzung gebunden, dass die genannten Anlagen in einer luft- und wasserdurchlassigen
Bauweise (Rasengittersteine, wassergebundene Kiesdecke u.ä. hergestellt werden. Jegliche
wasserundurchlassigen Flachenbefestigungen sind unzulassig.

Die NaturschutzbehOrde hat weiterhin darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich
des Bebauungsplans Vorkommen der streng geschutzten Zauneidechse, deren Habi-
tate auch durch Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache betroffen sein kOnnen, sowie
gebaudebewohnender Fledermause und Brutvogel moglich sind, deren Quartiere von
Abbruch- und Umbaumallnahmen betroffen sein k6nnen. Bauzeitenregelungen genü-
gen fiir wiederholt genutzte Brutstatten und Quartiere nicht. Sie mussen inn Falle des
Verlustes ersetzt werden. Es wird dringend empfohlen, fur den schlimmsten Fall (worst-
case-Ansatz) Ersatzquartiere fur Reptilien, Fledermause und Brutvogel festzusetzen,
um Vollzugshindernisse far Bauvorhaben auszuschliellen.

Grundsatzlich ist festzustellen, dass der Bebauungsplan keinen Einfluss auf Tiere im Sinne
des § 1 Abs. 7 Buchstabe a BauGB hat, weil er kein Baurecht schafft. Vorhaben sind auf der
Grundlage des § 34 BauGB auch ohne den Bebauungsplan bereits zulassig. Der Bebauungs-
plan soil im VVesentlichen dem Erhalt der Kleingliedrigkeit des Gebietes dienen.
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Auflerdem sollen die Bebauungsmoglichkeiten in unmittelbarer Nahe zu den offentlichen Stra-
(len beschrankt werden. Die Belange des Artenschutzes werden durch den Bebauungsplan
nicht beruhrt. Sie sind im Rahmen der Verwirklichung von Bauvorhaben zu beachten. Im Be-
bauungsplan wird auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 39 und 44 BNatSchG
sowie auf artenschutzgerechte Zeitraume fOr Gebaudeabbruche hingewiesen. Das Vorhalten
von Ersatzquartieren fur private Bauvorhaben ist nicht Aufgabe der Gemeinde. Soweit es Voll-
zugshindernisse aus artenschutzrechtlichen GrOnden fur einzelne Bauvorhaben gibt, liegt dies
im Verantwortungsbereich der privaten Bauherren. Zauneidechsen sind typische Bewohner
von Ubergangs- und Grenzbereichen.
Sie besiedeln halboffene, warmebegOnstigte Lebensraume mit lockerem, gut wasserdurchlas-
sigem Boden und einem Mosaik aus besonnten SteIlen und Versteckplatzen. Die Zau-
neidechse besiedelt insbesondere Garten, Parkanlagen, Feldraine, Wegrander, Boschungen,
Damme, Bahntrassen, wenig genutzte Wiesen und Weiden, Abgrabungs- und Rohbodenfla-
chen. Auch in DOnen- und Heidegebieten, an naturnahen Waldrandern, auf Halbtrocken- und
Trockenrasen sowie an Randern von Feuchtwiesen oder Niedermooren ist sie zu finden. Ent-
scheidend ist das Vorhandensein geeigneter Sonnen- (z.B. auf Steinen, Totholz oder freien
Bodenflachen) und Versteckplatze sowie bewuchsfreier Flachen mit geeignetem Grund zur
Eiablage (Angaben BfN). In den Umweltkarten des Landes M -V (www.umweltkarten.mv-regie-
rung.de) sind fur Ahrenshoop bisher keine Funde von Zauneidechsen dokumentiert. Das
schlieflt zwar das Vorhandensein im Plangebiet nicht grundsatzlich aus, well die dortigen Er-
fassungen aus verschiedenen Projekten und ehrenamtlichen Tatigkeiten zusammengetragen
wurden, dennoch ist zweifelhaft, ob der intensiv bebaute Innenbereich von Ahrenshoop die
Lebensraumkriterien von Zauneidechsen erf011t. Fur das Vorkommen der Zauneidechse im
Plangebiet gibt es derzeitig jedenfalls keine Hinweise.

Das Vorkommen von Fledermausen in Gebauden kann sicher nicht ausgeschlossen werden.
Auch hier ist der private Bauherr in der Verantwortung. Das Bereitstellen von Ersatzquartieren
durch die Gemeinde erfolgt nicht.

9.2 private Belange

Von mehreren Einwendern wurde vorgebracht, die festgesetzten Trauf- und FirsthOhen semen
nicht ausreichend, weil die Bestandsgebaude bereits Hbhen oberhalb der festgesetzten Werte
aufweisen wOrden. Daruber hinaus wurde kritisiert, dass die GRZ zu gering festgesetzt worden
sei, weil die auf den jeweiligen BaugrundstOcken bestehende Bebauung bereits oberhalb der
festgesetzten Werte liegen wOrde. Weiterer Kritikpunkt war die Festsetzung Oberbaubarer
GrundstOcksflachen durch Baugrenzen. Die Bebauungsmoglichkeiten wOrden durch die Bau-
grenzen zu sehr eingeengt und bestehende Nebengebaude wurden durch die Baugrenze nicht
erfasst.

Die Gemeinde hat die vorgebrachten Einwande mit folgendem Ergebnis geprOft und folgende
Regelung im Bebauungsplan getroffen:

Trauf- und Firsthohen

Die Trauf- und FirsthOhen der Bestandsbebauung wurden erneut geprOft.

Von den 30 untersuchten Bestandsgebauden haben 18 Gebaude Traufhohen von weniger als
die zulassigen Hohen von 3,80 m (harte Bedachung) und 4,00 m (Rohrdach). Drei Gebaude
Oberschreiten die zulassige TraufhOhe nur urn wenige Zentimeter. Weitere 7 Gebaude Ober-
schreiten die festgesetzte TraufhOhe urn bis zu 19 cm. Davon befinden sich 5 Gebaude auf
einem Baugrundstuck im nOrdlichen Baufeld oberhalb einer Tiefgarage. Lediglich zwei Ge-
baude (em n Doppelhaus) Oberschreiten die festgesetzte TraufhOhe wesentlich, und zwar um
0,87 m.
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Von den 30 untersuchten Gebauden halten 24 Gebaude die festgesetzte Firsthbhe em. FOr
die Oberwiegende Anzahl der Gebaude ist demnach eine Firsthohe von 9,70 m ausreichend.
Ein Gebaude Oberschreitet die Firsthohe nur geringfOgig urn 9 cm.
Sechs weitere Gebaude Oberschreiten die festgesetzte FirsthOhe urn 0,45 m. Davon befinden
sich wiederum 5 Gebaude auf einem Baugrundstfick im nordlichen Baufeld oberhalb einer
Tiefgarage. Auf einem BaugrundstOck wird die FirsthOhe wesentlich, und zwar urn 1,66 m
Oberschritten (siehe auch Abschnitt 4.1 Mail der baulichen Nutzung).

Urn die Gebaude, deren Trauf- oder Firsthbhen die festgesetzten Werte Ltherschreiten, auch
nach Erlbschen des Bestandsschutzes in der ursprOnglichen Form wiedererrichten zu kbnnen,
sind entsprechenden Ausnahmen im Text 1.2 des Bebauungsplans festgesetzt. worden. Dar-
0ber hinaus ist eine Hartefallregelung getroffen worden, wonach geringfOgige Uberschreitun-
gen der festgesetzten Trauf- und Firsthbhen als Ausnahme auf alien BaugrundstOcken zuge-
lassen werden konnen. Mit „geringfOgig" ist em n Mall gemeint, welches nicht grbfler als 1 %
der festgesetzten Trauf- und Firsthbhen ist. Damit werden sowohl Bestandgebaude erfasst,
die die festgesetzte Traufhohe nur geringfOgig Oberschreiten als auch Neubauvorhaben, deren
Traufhohe nur wenige cm Ober den zulassigen Werten liegt.

Grundflachenzahl (GRZ)

Im Rahmen der Erarbeitung des 3. Entwurfs des Bebauungsplans ist eine erneute PrUfung
des Uberbauungsgrades, getrennt nach Hauptgebauden, Nebengebauden und sonstigen Fla-
chenbefestigungen vorgenommen worden (siehe Abschnitt 4.1 Mall der baulichen Nutzung).
Im Ergebnis kann festgestellt werden, dass die festgesetzten GRZ-Werte von 0,3 und 0,35 fOr
die HauptbaukOrper ausreichend sind. Auf keinem BaugrundstOck wird die festgesetzte GRZ
durch die Hauptbaukbrper Oberschritten. Auch die Nebengebaude bewegen sich innerhalb des
Rahmens, der durch die Mbglichkeit der Oberschreitung der GRZ urn 50% vorgegeben ist. Die
genehmigte Tiefgarage unter dem nbrdlichen Baufeld fOhrt ebenfalls nicht zu einer Uberschrei-
tung der zulassigen GRZ von 0,35 zuzOglich der OberschreitungsmOglichkeit urn 50%, weil emn
GrofIteil der Tiefgarage unterhalb von Hauptbaukorpern liegt, die aber bereits auf die GRZ
angerechnet werden.

Bei Hinzurechnung von Stellplatzen mit ihren Zufahrten, ebenerdigen Terrassen und sonstigen
Flachenbefestigungen werden die zulassigen Grundflachen oft deutlich 0berschritten. Uber-
wiegend handelt es sich zwar nicht urn vollstandig versiegelte Oberflachen, sondern eher urn
wasserdurchlassige Flachenbefestigungen wie Kieswege oder Rasengittersteine, dennoch
werden sie bei der Ermittlung der zulassigen Grundflachen mitgezahlt.

FOr Stellplatze und Zufahrten, sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, die keine
Gebaude sind (ebenerdige, nicht 0berdachte Terrassen, Wege und Aufenthaltsflachen) wird
daher von der Ermachtigung des § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO Gebrauch gemacht. Fur diese
Anlagen wird eine Oberschreitung bis zu einer Grundflache zugelassen, die sich aus einer
GRZ von 0,75 errechnet. Dies stellt das absolute Hochstmafl dar und darf nicht weiter Ober-
schritten werden. Auflerdem ist die Ober das Mall von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO hinausge-
hende Grundflache an die Voraussetzung gebunden, dass die genannten Anlagen in einer luft-
und wasserdurchlassigen Bauweise (Rasengittersteine, wassergebundene Kiesdecke u.ä.
hergestellt werden. Jegliche wasserundurchlassigen Flachenbefestigungen sind unzulassig.

Baugrenzen

Die Baugrenzen wurden mit dem 3. Entwurf erneut geprOft und zum Teil korrigiert. Insbeson-
dere im Bereich der nach dem 2. Entwurf hinzugekommenen Bebauung wurden die Baugren-
zen entsprechend angepasst. Alle Hauptbaukorper befinden sich innerhalb der Oberbaubaren
GrundstOcksflachen. Stellplatze, Garagen und Nebenanlagen konnen auflerhalb der Baugren-
zen zugelassen werden. Das gilt allerdings nicht fur die Flachen zwischen den Baugrenzen
und den angrenzenden Strarlen.
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Nach der stadtebaulichen Zielstellung des Bebauungsplans sind diese Flachen von Nebenge-
bauden, Garagen und Oberdachten Stellplatzen freizuhalten. Die dort bestehenden Gebaude
unterliegen allerdings dem Bestandsschutz nach Art. 14 GG.

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung „Fufklanderbereich/Saisonparkplatz"

Von Seiten der Offentlichkeit wurden Bedenken zur Festsetzung der Verkehrsflache mit der
besonderen Zweckbestimmung „Fuggangerbereich/Saisonparkplatz" geauflert. Die Flache
mOsse weiterhin fur KOstenschutzmafInahmen zur VerfOgung stehen und sei einer anderwei-
tigen Nutzung nicht zuganglich. Die Anrainer hatten einen besonderen Vertrauensschutz auf
dauerhafte Freihaltung der Flache fur Kustenschutzmagnahmen. Die [age der Flache inner-
halb des KOstenschutzgebietes „Ahrenshoop Ortslage" wurde eine auch nur saisonale Nut-
zung der Flache ausschlieflen. Auflerdem hatte es in der Vergangenheit bereits massive Be-
schwerden wegen des wilden ungeordneten Parkens mit den damit verbundenen Emissions-
belastungen gegeben.

Hierzu ist folgendes festzustellen:

Mit der Festsetzung der genannten Flache als FuRgangerbereich/Saisonparkplatz im Bebau-
ungsplan, bei gleichzeitiger Vereinbarung zwischen Gemeinde Ostseebad Ahrenshoop und
dem Land M -V als GrundstOckseigentOmer, werden die rechtlichen Grundlagen geschaffen,
urn em n geordnetes saisonales Parken auf der Flache zu ernnOglichen. Gerade das beschrie-
bene ungeordnete und rechtswidrige Parken kann durch die nunmehr geschaffenen klaren
Rechtsgrundlagen wirksam unterbunden werden. Von Seiten des StALU sind hierzu bereits
entsprechende Vorgaben (z.B. Abstande zum DOnenfull) gemacht worden. Weitere Regelun-
gen bleiben der genannten Vereinbarung vorbehalten. Dam it kann auch das Parken auf emn
vertragliches Mall begrenzt werden. lnsofern kann zukOnftig von einer wesentlichen Verbes-
serung des geschilderten ungeordneten Zustandes ausgegangen werden. Eine solche Ver-
besserung liege sich durch einen Verzicht auf die Planung nicht erreichen.

Die Belange des Kustenschutzes sind im Bebauungsplan berucksichtigt worden. Die Ver-
kehrsflache mit der besonderen Zweckbestimmung Fullgangerbereich/Saisonparkplatz ist
gleichzeitig als Flache fur die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses festgesetzt worden. In Abstinnmung mit der zustandigen Behorde, dem
Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt (StALU) Vorpommern, darf die Flache nur au-
flerhalb der fur Sturmflutmagnahmen erforderlichen Zeitraume entsprechend genutzt werden.
Bei eventuell im Nutzungszeitraum erforderlich werdenden Sturmflutschutzmagnahmen er-
folgt die Schlieflung des Parkplatzes und die Raumung der Flache durch die Gemeinde Ost-
seebad Ahrenshoop. Eine Befestigung der Flache ist unzulassig.

Eine Ausnahme von den Verboten des Kustenschutzgebietes ist nicht erforderlich, weil bauli-
che Anlagen nicht errichtet werden sollen. Die Flache fOr den saisonalen Parkplatz bleibt un-
befestigt. Eine saisonale Nutzung der Flache unter BerOcksichtigung der Auflagen durch das
StALU Vorpomnnern ist mit den Belangen des KOstenschutzes vereinbar.

Die Auswirkungen des geplanten saisonalen Parkplatzes auf die angrenzenden Anlieger im
Hinblick auf die zu erwartenden Schallimmissionen, sind geprOft worden. Hierzu wurde eine
Oberschlagige Schallimmissionsprognose erstellt (siehe Abschnitt 8 „Immissionsschutz"). Am
ungijnstigsten lmmissionsort 10 2 (Am Strom 7a) betragt der Beurteilungspegel im Tagzeit-
raum (06.00 — 22.00 Uhr) 49 dB(A) und im Nachtzeitraum (22.00 — 06.00 Uhr) 42 dB(A). Die
schalltechnischen Orientierungswerte fOr allgemeine Wohngebiete (55 dB) werden im Tagzeit-
raum urn 6 dB unterschritten. Im Nachtzeitraum werden die Orientierungswerte für allgemeine
Wohngebiete (45 dB) urn 3 dB unterschritten. Am Immissionsort 10 1 (Am Strom 7) liegen die
Beurteilungspegel noch etwa 3 dB unterhalb der genannten Werte. Unzumutbare Beeintrach-
tigungen fOr die angrenzenden Nutzungen, aufgrund des vom Parkplatz ausgehenden Ver-
kehrslarms, sind daher nicht zu erwarten.
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Hinsichtlich der sonstigen Beeintrachtigungen z.B. durch Autoabgase ist festzustellen, dass
diese zwar nicht grundsatzlich verneint, aber durch die gesetzlichen Vorgaben erheblich be-
grenzt werden. AuRerdem befindet sich der Parkplatz in einer Randlage, so dass eine ausrei-
chende Durchluftung gesichert ist.

10 DURCHFOHRUNGSRELEVANTE HINWEISE

Vermeidung schadlicher Bodenveranderungen
Bei alien MaRnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schadliche Bodenveranderungen, welche
eine Verschmutzung, unnbtige Vermischung oder Veranderung des Bodens, Verlust von
Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen kOnnen, vermieden werden.

Solite bei den BaumaRnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausm011, ge-
werbliche Abfalle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfalle vom Abfailbesitzer
bzw. vom GrundstOckseigentOmer einer ordnungsgemaRen Entsorgung zuzuf0hren. Diese
Abfalle dOrfen nicht zur erneuten Bodenverfullung genutzt werden.

Soweit im Rahmen von BaumaRnahmen OberschussbOden anfallen bzw. Bodenmaterial auf
dem GrundstOck auf- oder eingebracht werden soil, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen
Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen zu treffen. Die standorttypi-
schen Gegebenheiten sind hierbei zu berOcksichtigen. Die Forderungen der §§ 10 bis 12 der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sind zu beachten.

Vorschriften zum Schutz des Wassers
Zum Schutz des Wassers und der Gewasser ist der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen
gemaR § 20 Abs. 1 des Wassergesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M -V)
in Verbindung mit § 62 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) der unteren Wasserbehorde des
Landkreises Vorpommern-ROgen bzw. bei der zustandigen GenehmigungsbehOrde anzuzei-
gen.

Evt. notwendige Grundwasserabsenkungen im Rahmen der durchzufuhrenden BaumaRnah-
men stellen eine Gewasserbenutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG dar und beclOrfen ebenfalls
einer Erlaubnis nach § 8 WHG.

Kampfmittel
Es konnen jederzeit Kampfmittelfunde auftreten. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit
entsprechender Vorsicht durchzufahren. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdachtige
Gegenstande oder Munition aufgefunden werden, ist aus SicherheitsgrOnden die Arbeit an der
Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungs-
dienst zu benachrichtigen. Nbtigenfalls ist die Polizei und ggf. die brtliche OrdnungsbehOrde
hinzuzuziehen.

Konkrete und aktuelle Angaben Ober die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelbelastungsaus-
kunft) sind bei Munitionsbergungsdienst des Landesamtes fOr zentrale Aufgaben und Technik
der Polizei, Brand- und Katastrophendienst M -V (LPBK M -V).

Bodendenkmale
Es konnen unvermutet Bodendenkmale auftreten. Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile
von Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung em n bffentliches
Interesse besteht, hat dies unverzOglich anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht fOr den Entdecker,
den Leiter der Arbeiten, den GrundeigentOmer, zufallige Zeugen, die den Wert des Gegen-
standes erkennen. Die Anzeige hat gegenOber der unteren Denkmalschutzbehorde zu erfol-
gen. Der Fund und die Fundstelle sind in unverandertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt funf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spatestens
nach einer Woche.
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Die untere Denkmalschutzbehorde kann im Benehmen mit dem zustandigen Landesamt die
Frist im Rahmen des Zumutbaren verlangern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die
Bergung des Denkmals dies erfordert.

Der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehorde bedarf, wer:
a) Denkmale beseitigen, verandern, an einen anderen Ort verbringen oder die

bisherige Nutzung andern will
b) in der Umgebung von Denkmalen Mallnahmen durchfuhren will, wenn hier

durch das Erscheinungsbild oder die Substanz des Denkmals erheblich
beeintrachtigt wird

Bei genehmigungspflichtigen Vorhaben ersetzt die Baugenehmigung die Genehmigung der
unteren Denkmalschutzbehorde.

Baugrundbohrungen
Sofern im Zuge der Baugrunderschlieflung bzw. der Bebauung Bohrungen niedergebracht
werden, sind die ausfOhrenden Firmen gegenaber dem Landesamt fur Umwelt, Naturschutz
und Geologie entsprechend den §§ 4 und 5 des Lagerstattengesetzes vom 14.12.1934 (RGBI.
Is. 1223) in der im Bundesgesetzblatt Teil III Gliederungsnummer 750-1, veroffentlichten be-
reinigten Fassung, geandert durch Gesetz vom 02.03.1974, BGBI. I S. 469, meldepflichtig.

Vermeidunq der Starunq von SchiffsfOhrem durch Beleuchtungsanlagen
Bei der Bebauung ist darauf zu achten, dass keine Lichter bzw. Beleuchtungsanlagen errich-
tet werden, die die Schifffahrt storen, zur Verwechslung mit Schifffahrtzeichen Anlass geben
oder die Schiffsfuhrer durch Blendwirkungen oder durch Spiegelungen irrefuhren.

Artenschutz
Die vorhandenen Gebaude im Plangebiet kOnnen Lebensraum fur gesetzlich geschOtzte Tier-
arten (Fledermause und europaische Vogelarten) sein. Zur Vermeidung der Verletzung von
Verbotstatbestanden des § 44 BNatSchG ist es erforderlich, dass Gebaudeabbruch in der Zeit
zwischen dem 15. Oktober und dem 30. Marz erfolgt, in denen das geringste Risiko der TOtung
von Tieren besteht. Abzubrechende Gebaude sind fachgerecht auf geschOtzte Tierarten hin
zu untersuchen. Soweit keine geschOtzten Tierarten angetroffen werden, kann von den vorge-
nannten Abbruchzeiten abgewichen werden.
Auf die Bestimmungen des § 39 Abs. 5 Ni. 2 BNatSchG wird hingewiesen.
Danach ist es verboten, Baume, die auflerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder
gartnerisch genutzten Grundflachen stehen, Hecken, lebende Zaune, Gebusche und andere
GehOlze in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock
zu setzen; zulassig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des
Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Baumen.

qesetzlicher Baumschutz
Auf die Bestimmungen des § 18 NatSchAG M -V wird hingewiesen. Danach sind Bayne mit
einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemessen in einer Hohe von 1,30 m
Ober dem Erdboden gesetzlich geschutzt. Dies gilt u.a. nicht fOr:
- Baume in Hausgarten, mit Ausnahme von Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und Buchen,
- Obstbaume, mit Ausnahme von Walnuss und Esskastanie,
- Pappeln im Innenbereich,
- Wald im Sinne des Forstrechts.
Die Beseitigung geschOtzter Baume sowie alle Handlungen, die zu ihrer Zerstorung, Bescha-
digung oder erheblichen Beeintrachtigung fuhren kOnnen, sind verboten. Zulassig bleiben
fachgerechte Pflege- und ErhaltungsmafInahmen sowie Mailnahmen zur Abwehr einer ge-
genwartigen Gefahr fur Leib oder Leben oder Sachen von bedeutendem Wert.
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Die Naturschutzbehorde hat von den Verboten Ausnahmen zuzulassen, wenn em n nach sons-
tigen offentlich-Rechtlichen Vorschriften zulassiges Vorhaben sonst nicht oder nur unter unzu-
mutbaren Beschrankungen verwirklicht werden kann, von dem Baum Gefahren oder unzumut-
bare Nachteile ausgehen, die nicht auf andere Weise mit zumutbarem Aufwand beseitigt wer-
den ktinnen oder Baurne im Interesse der Erhaltung und Entwicklung anderer gesetzlich ge-
schutzter Baurne entfernt werden mOssen.

vorbeugender Brandschutz
Im Hinblick auf den vorbeugenden Brandschutz sind folgende Grundsatze einzuhalten:

- Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts- bzw. Wendemoglichkeiten fOr Fahr-
zeuge der Feuerwehr und des Rettungsdienstes,

- ordnungsgemafle Kennzeichnung der Wege, Straflen, Platze bzw. Gebaude (Strafen-
namen, Hausnummern usw),

- Bereitstellung der erforderlichen Lbschwassermenge von mindestens 96 rn3/h (Rohr-
deckung); das Loschwasser ist gem. Arbeitsblatt W 405 des DVGW fur den Zeitraum
von 2 Stunden, innerhalb eines Radius von 300 m bereitzustellen.
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